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Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung. Im Speziellen be-
grüsse ich Herr Lukas Gysi, welcher heute als Stellvertreter von Gabriela Werder vereidigt 
wird, sowie Martin Tschannen, der heute eine Bürgermotion vertritt. Nachdem man der 
Presse die ausführlichen Forderungen der Einwohnerratsfraktionen an den Stadtrat entneh-
men konnte, kann davon ausgegangen werden, dass es für uns in den nächsten zwei Jah-
ren noch viel zu tun gibt. Wir sollten also schnell mit der Arbeit beginnen. Für die heutige 
Sitzung sind auch die revidierte Gemeindeordnung und das neue Geschäftsreglement in 
Kraft. Im Rat haben wir jetzt neue Instrumente zur Verfügung. Unter anderem auch die 
Möglichkeit einer Fraktionserklärung. Mit dieser kann man, nach vorgängiger Anmeldung, 
Stellung zu einem Thema nehmen, welches nicht im Zusammenhang mit den traktandier-
ten Geschäften steht. Neu ist auch – nebst der bestehenden Motion von Stimmberechtig-
ten, wie wir heute eine behandeln – die Möglichkeit der Partizipation aller Aarauerinnen 
und Aarauern mit einem Bevölkerungsanliegen. Wir sind gespannt, wie sich die Praxis zu 
diesen neuen politischen Instrumenten entwickelt. Nicht neu, aber immer wieder Thema, 
ist auch der Umgang mit Anfragen aus dem Einwohnerrat. Einerseits deshalb, weil der 
Stadtrat bei der Beantwortung die reglementarisch festgehaltenen Fristen nicht immer ein-
hält und andererseits, weil im Rat Stellungnahmen zu den beantworteten Anfragen zuneh-
mend oft zeitlich an die Beratung eines ordentlichen Geschäfts hinkommen. Die Anfrage 
ist ein wichtiges politisches Instrumentarium, um in sämtlichen Bereichen der Verwaltung 
einfach, rasch und transparent Informationen des Stadtrats abzuholen. Sofern der Stadtrat 
denn auch zuständig ist, sollte er rasch und übersichtlich eine Antwort bereitstellen. Mit 
der Antwort des Stadtrats kann man mehr oder weniger zufrieden sein. Dementsprechend 
sieht unser Einwohnerratsreglement auch vor, dass die Anfragestellerin oder der Anfrage-
steller im Rat eine kurze, mündliche Stellungnahme abgeben kann. Diese kurzen und 
mündlichen Stellungnahmen haben sich in letzter Zeit aber teilweise zu umfangreichen Re-
feraten entwickelt. Das ist nicht unbedingt Zweck der Anfrage und zwar aus folgendem 
Grund. In den allermeisten Fällen – Ausnahmen sind immer möglich – betrifft eine Anfrage 
kein traktandiertes Geschäft des Gesamtrates. Die Hauptaufgabe des Einwohnerrats ist 
aber die Beratung und die Beschlussfassung von traktandierten Geschäften. Wenn also die 
Anfragestellerin oder der Anfragesteller möchte, dass sein Anliegen im Rat beraten und 
etwas dazu beschlossen wird, stehen ihr oder ihm umfangreiche politische Instrumente 
zur Verfügung. Allenfalls ergibt sich eben aus der Anfrage eine weiterführende Handlungs-
notwendigkeit. Dann ist dies mit einer Motion oder einem Postulat zu lösen. Möchte man 
eine umfangreiche Diskussion, kann man eine solche für die nächste Sitzung beantragen. 
Schlussendlich kann man sich neu ja eben mit Fraktionserklärungen zu nicht traktandier-
ten Geschäften äussern. Die vorhandenen und klar geregelten parlamentarischen Instru-
mente reichen also, um im Einwohnerrat seine politischen Anliegen einzubringen und um-
zusetzen. Die Anfrage ist dafür nicht immer geeignet. Es ist mir ein Anliegen und es wird 
mir gemäss Paragraf 7 des Einwohnerratsreglements auch aufgetragen, für eine beförderli-
che und rechtlich korrekte Abwicklung der Geschäfte zu sorgen. Ich bitte den Rat deshalb, 
sich zu Anfragen künftig kurz zu äussern. Reicht das nicht, sollte man die vorher aufge-
zählten weiterführenden, politischen, beziehungsweise parlamentarischen Möglichkeiten 
nutzen. Selbstverständlich gibt es für diese Praxis auch eine kurze Übergangsfrist. Ich 
werde heute bei keinem Votum zu einer Anfrage intervenieren. Jetzt noch eine andere, er-
freulichere Mitteilung. Wir haben ein Datum für unseren Einwohnerratsausflug definiert Es 
ist der Montag, 2. September. Weiterführende Informationen erhalten Sie zu gegebener 
Zeit. Ich bin froh, wenn Sie sich diesen Termin vormerken. 
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An der heutigen Sitzung sind 47 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte anwesend. Das ab-
solute Mehr liegt bei 24. Entschuldigt haben sich die Einwohnerrätinnen Andrea Dörig, 
Beatrice Klaus und Einwohnerrat Thomas Richner. 
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Traktandum 2 

Inpflichtnahme von Lukas Gysi als Stellvertretung für Gabriela Werder 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir kommen nun zur Inpflichtnahme von Lukas Gysi als 
Stellvertreter von Gabriela Werder. Die Wahl eines Stellvertreters, infolge Abwesenheit ei-
nes ordentlichen Mitglieds, ist eine Neuigkeit und wir nehmen eine solche heute das erste 
Mal vor. Zur Stellvertretung im Einwohnerrat kann ich vielleicht ganz grundsätzlich infor-
mieren, dass Personen, welche eine solche befristete Stellvertretung angenommen haben, 
immer noch als ordentliches Mitglied des Einwohnerrats nachrücken können, wenn es 
denn in dieser Zeit zu einem Rücktritt kommt. Die Konsequenz ist dann allerdings, dass 
die Stellvertretung, welche die Person innegehabt hat, nicht mehr neu besetzt wird. Dieser 
Sitz bleibt dann für den Rest der angekündigten Abwesenheit vakant. 

Das Wahlbüro hat an seiner Sitzung vom 15. Februar 2024 die Wahl von Lukas Gysi als 
Stellvertretung für die Abwesenheit von Gabriela Werder, zwischen dem 1. März 2024 und 
dem 31. August 2024 bestätigt. Auch stellvertretende Ratsmitglieder müssen in Pflicht ge-
nommen werden. Ich bitte deshalb Lukas Gysi, nach vorne zu kommen. Ich werde die Ge-
löbnisformel vorlesen und bitte ihn, diese mit den Worten "ich gelobe es" zu bestätigen. 
Die Ratsmitglieder bitte ich, aufzustehen. "Ich gelobe als Mitglied des Einwohnerrats, das 
Wohl der Stadt Aarau zu fördern und gemäss der Verfassung und den Gesetzen nach bes-
tem Wissen und Gewissen zu handeln". 

Lukas Gysi, Mitglied: "Ich gelobe es". Man sollte in der Politik das Adjektiv" historisch" 
nicht oft verwenden, aber heute trifft es zu. Wir erleben einen historischen Vorgang. Es 
freut mich ausserordentlich, heute als erster Vertreter der Einwohnerrätin in die Pflicht ge-
nommen zu werden. Die Stimmbevölkerung hat erst im letzten November über die Vertre-
tungsregelung in der Gemeindeordnung abgestimmt. Die neue Bestimmung ist am 1. Feb-
ruar, also vor ein paar Wochen, in Kraft getreten und wird heute bereits zum ersten Mal 
angewendet. So schnell geht Demokratie in Aarau. Somit übernehme ich als erster Kandi-
dat, als bestplatzierter Nichtgewählter auf der Ersatzliste der FDP-Fraktion, die Vertretung 
meiner Kollegin Gabriela Werder, nach der Geburt ihres zweiten Kindes für sechs Monate. 
Mein Name ist Lukas Gysi. Ich bin 51 Jahre alt, verheiratet und Vater von 2 Kindern. Beruf-
lich bin ich als Unternehmensjurist mit Rechtsanwaltspatent tätig. Ausserdem bin ich 
Schulrat im Bezirk Aarau und Präsident der Kirchenpflege der Reformierten Kirche Aarau. 
Es ist mir eine grosse Freude und eine grosse Verantwortung, die Stellvertretung im Rat zu 
übernehmen. Ich bin bereit und übernehme die historische Aufgabe mit grosser Motiva-
tion und Enthusiasmus. 
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Traktandum 3 

Anfrage Samir Hertig (Pro Aarau) und Benita Leitner (Pro Aarau): Stadtbachöffnung 
Hintere Vorstadt 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 6. Dezember 2023 haben die Einwohnerratsmitglieder 
Samir Hertig (Pro Aarau) und Benita Leitner (Pro Aarau), eine Anfrage betreffend Stadt-
bachöffnung Hintere Vorstadt eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1: 
Ist der Stadtrat bereit, die vorgesehene Pflästerung in der Hinteren Vorstadt aufzuschie-
ben, bis ein Entscheid zur konkreten Umsetzvorlage zur Stadtbachöffnung vorliegt? 

Mit einem Entscheid des Einwohnerrats betreffend Überprüfung der Realisierbarkeit einer 
Bachöffnung in der Hinteren Vorstadt ist deren Umsetzung sowie ein möglicher Baustart 
noch in weiter Ferne. Auf Grund der Erfahrung bei ähnlichen Projekten muss hierbei von 
einer Projektdauer bis zu einer rechtskräftigen Projektbewilligung von ca. 3 bis 4 Jahren 
gerechnet werden. Dabei sind die folgenden Schritte in die Wege zu leiten: 

• Beantragung/Genehmigung eines Projektierungskredits 

• Projektierung und Variantenentscheid 

• Definitive Projektausarbeitung anschliessende Genehmigung durch SR und ER 

• Öffentliche Auflage und rechtskräftige Projektbewilligung 

• allfälliger Landerwerb (Stadtbach fliesst teilweise auf Privatparzellen) 

• Baumeistersubmission 

• Baustart 

Nachfolgend sind die direkten Auswirkungen eines Verzichts der Wiederherstellung der 
Pflästerungen aufgeführt: 

Finanzielle Folgen 

Die Arbeiten zur Wiederherstellung der Natursteinpflästerung sind seit über einem Jahr be-
auftragt. Das Material wurde aufgrund zu erwartender Lieferschwierigkeiten (9 bis 12 Mo-
nate) vom Unternehmer frühzeitig bestellt, da beim vorangegangenen angrenzenden Pro-
jekt zur Umgestaltung der Igelweid 2021 / 2022 hiermit schlechte Erfahrungen gemacht 
wurden und es zu erheblichen Verzögerungen im Bauablauf kam. Die Steine für den neuen 
Gassenraum der Hinteren Vorstadt befinden sich bereits auf dem Werkhof des Unterneh-
mers auf Abruf und die Arbeiten sind ab dem 5. Februar 2024 fest eingeplant. 

Ein Aufschieben der ausstehenden Arbeiten um den oben erwähnten Zeitraum von 3 bis 4 
Jahren käme einer Teilkündigung des Werkvertrages gleich. Infolge dessen ist mit einer 
hohen Entschädigungszahlung an den Unternehmer zu rechnen. Teilweise handelt es sich 
um speziell flach zugeschnittene Steine, die aufgrund der Höhenlage nur exakt über die 
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neue Stadtbachabdeckung passen. Zum anderen hat der Unternehmer seine Kapazitätspla-
nung für das Jahr 2024 seit langem fixiert und ist auf die Ausführung dieser Arbeiten be-
trieblich und finanziell angewiesen. 

Der Stadtrat schätzt die Summe der Entschädigungszahlungen auf mindestens 250'000 
Franken: 

• Es wurden spezielle Pflastersteine bestellt, (spezieller Zuschnitt (halbhoch) aufgrund der 
Höhenlage infolge der Bachabdeckung über dem Stadtbach) 

• Es wurde ein Spezial-Subunternehmer für das Verlegen von Segmentbogen-Naturstein-
pflästerung beauftragt 

• Die übrigen erforderlichen Baumaterialien (teils besondere infolge der nicht vorhanden 
Platzverhältnisse wie oben bereits erwähnt) und Gerätschaften wurden bestellt und werden 
vom Unternehmer vorgehalten 

• Es sind hohe allgemeine Aufwendungen für Gemeinkosten der Baustelle sowie allge-
meine Geschäftskosten angefallen 

• Der Unternehmer wird Wagnis und Gewinn geltend machen 

Somit macht es keinen Unterschied, ob die Mittel für eine Entschädigungszahlung an den 
Unternehmer oder für ein allfälliges späteres partielles Entfernen im Bereich des Stadtba-
ches und somit ein Abschreiben der neuen Pflastersteine aufgewendet werden, sollte eine 
Öffnung des Baches tatsächlich je umgesetzt werden. Das Geld ginge in jedem Falle verlo-
ren. 

Provisorium auf unbestimmte Zeit 

Bei weitem bedenklicher als der finanzielle Aspekt ist die derzeitige Beschaffenheit der 
Oberfläche der Hinteren Vorstadt, bestehend aus einem provisorischem Asphaltbelag, wel-
cher infolge der beschriebenen Projektverzögerung von 3 bis 4 Jahren zum Dauerzustand 
würde. Der Gassenraum ist voller Unebenheiten, Verdrückungen und Stolperstellen und 
somit in keiner Weise barrierefrei. Die provisorischen Asphaltbeläge gewährleisten keine 
geordnete Entwässerung, was in der nasskalten Jahreszeit zur Pfützen- und ggf. Eisbildung 
führen kann. Derartige Gefahrenstellen sind auf Dauer unzumutbar und müssen durch Ein-
bau des neuen Pflasterbelags schnellstmöglich beseitigt werden. 

Es sei weiter erwähnt, dass die Aussenwirkung einer derartigen Projektunterbrechung ver-
heerend wäre: Die Stadt Aarau hat den Anstössern, Eigentümern und Pächtern der Hinte-
ren Vorstadt in 2023 einiges an Einschränkungen zugemutet und gleichzeitig ihren Ein-
wohnerinnen und Einwohnern eine Aufwertung des Gassenraumes und somit ein attrak-
tives neues Stadtbild versprochen. Die Stadt hat im Vorfeld des Projektes Sanierung Hin-
tere Vorstadt eine unüblich umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit absolviert, unter anderem 
mit Informationsveranstaltungen, Terminen vor Ort, Teilnahme am Einkaufsstammtisch 
und vieles mehr. 

Zudem stehen die Projektleitung und das verantwortliche Ingenieurbüro im fortlaufenden 
Austausch mit den betroffenen Geschäften. Die Gasse in ihrem jetzigen Zustand als Provi-
sorium auf unbestimmte Zeit zu belassen, ist für den Stadtrat unvorstellbar. 

Schliesslich ist zu bemerken, dass eine allfällige Öffnung des Stadtbaches zu einem späte-
ren Zeitpunkt nur eine partielle und örtlich stark begrenzte Baustelle (nur über dem Stadt-
bach) erzeugen würde. Der restliche und weitaus grössere Bereich der Hinteren Vorstadt 
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ist davon nicht betroffen, so dass eine hier bereits verlegte Pflästerung kaum in Mitleiden-
schaft gezogen würde. 

Aus den genannten Gründen ist der Stadtrat nicht bereit, die verbleibenden Arbeiten auf 
unbestimmte Zeit aufzuschieben. Die Natursteinpflästerung zur Aufwertung der Hinteren 
Vorstadt wird planmässig ab dem 5. Februar 2024 durchgeführt, um einen erfolgreichen 
Projektabschluss bis zum Maienzug 2024 sicherzustellen. 

Frage 2:  
Wird der Stadtrat bis am 20. Mai 2024 (6 Monate gemäss GO) Bericht und Antrag betref-
fend Stadtbachöffnung Hintere Vorstadt stellen? 

Der Stadtrat wird voraussichtlich bis zur Einwohnerratssitzung am 13. Mai 2024 eine quali-
tative Aussage über das weitere Vorgehen und den Kostenrahmen für die in der Bürgermo-
tion "Stadtbachöffnungen" genannten Strassenzüge tätigen können. 

Frage 3:  
Wenn nein, welches zeitliche Ziel stellt sich der Stadtrat betreffend Bericht und Antrag zur 
Stadtbachöffnung Hintere Vorstadt? 

Siehe Antwort zu Frage 2. 

Keine Bemerkungen zu dieser Beantwortung. 
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Traktandum 4 

Anfrage Urs Winzenried (SVP): Private Feuerwerke beim Jahreswechsel und am Natio-
nalfeiertag in Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 3. Januar 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried eine 
Anfrage betreffend "Private Feuerwerke beim Jahreswechsel und am Nationalfeiertag in 
Aarau" eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden. 

Frage 1:  
Welches Fazit zieht der Stadtrat allgemein für den soeben vergangenen Jahreswechsel im 
Zusammenhang mit dem Abbrennen von privaten Feuerwerken und den damit verbunde-
nen Störungen? 

Der Stadtrat zieht für den Jahreswechsel 2023/2024 ein positives Fazit. Die gemeldeten 
Vorfälle hielten sich absolut in Grenzen und die Störungen durch das Abbrennen von Feu-
erwerken führten zu ganz wenigen Meldungen. Insgesamt gingen in der fraglichen Nacht 
wegen Unfugs und Ruhestörungen sechs Meldungen bei der Kantonalen Notrufzentrale 
KNZ ein, welche die Stadt Aarau betrafen und eine Intervention der Stadtpolizei auslösten. 

Frage 2:  
Ist der Stadtrat immer noch der Ansicht, dass im Zusammenhang mit dem Abbrennen von 
privaten Feuerwerken in der Stadt kein Handlungsbedarf besteht und dass die negativen 
Auswirkungen für Menschen, Tiere und Umwelt nicht als schädliche Auswüchse bezeichnet 
werden können? Wie begründet der Stadtrat seine diesbezügliche Haltung? 

Ja, der Stadtrat ist immer noch derselben Ansicht wie bei den vorangehenden zwei Anfra-
gen von Einwohnerrat Urs Winzenried. Weiterhin sieht er keinen weiteren Handlungsbe-
darf. 

Frage 3:  
Haben insbesondere das erfolgreiche Zustandekommen der eidgenössischen Feuerwerks-
initiative im November 2023 und das deutliche ablehnende Ergebnis der Bevölkerungsum-
frage „watson“ den Stadtrat zu einer kritischen Überprüfung der bisherigen toleranten 
Haltung der Stadt im Zusammenhang mit dem Abbrennen von privaten Feuerwerken ver-
anlasst? Wenn nein, warum nicht? 

Vom Zustandekommen der Eidgenössischen Feuerwerksinitiative und der Bevölkerungsum-
frage von "watson" hat er Kenntnis. Grundsätzlich stützt sich der Stadtrat bei seiner Mei-
nungsbildung jedoch nicht auf Ergebnisse aus Umfragen von online-Medien ab, sondern er 
überprüft regelmässig seine Haltung in allen Themen mit Relevanz. Im vorliegenden Fall 
wird der Stadtrat weiterhin die Ergebnisse aus der Initiative im Auge behalten und die 
rechtlichen Konsequenzen daraus und aus der Volksabstimmung selbst ableiten, sobald 
diese vorliegen. 

Frage 4:  
Ist der Stadtrat bereit, § 20 der Polizeiverordnung der Stadt Aarau vom 14.6.2010 (Feuer-
werk, Feuern im Freien) zu verschärfen, sei es durch ein gänzliches Verbot des Abbren-
nens von privaten Feuerwerken oder zumindest durch eine weitere deutliche zeitliche/örtli-
che Beschränkung beim Jahreswechsel und am Nationalfeiertag? 
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Nein, der Stadtrat ist nicht bereit, weitere Einschränkungen in der Thematik zu erlassen. 
Die gültigen rechtlichen Grundlagen erachtet er weiterhin als ausreichend. 

Frage 5:  
Ist der Stadtrat bereit, inskünftig beim Jahreswechsel und am Nationalfeiertag vermehrte 
spezifische Feuerwerkskontrollen durchzuführen und fehlbare Personen konsequent zur 
Anzeige zu bringen? Wenn nein, warum nicht? 

Die Stadtpolizei Aarau wird im Rahmen ihres Grundauftrags im Allgemeinen und an Feier-
tagen wie dem Nationalfeiertag oder dem Jahresende im Besonderen ein grosses Augen-
merk auf die Lage werfen und die notwendigen personellen Mittel zum Einsatz bringen. 

Frage 6:  
Ist der Stadtrat zumindest bereit, inskünftig vor dem Jahreswechsel und dem Nationalfei-
ertag die Bevölkerung durch mediale Aufrufe für die Thematik der Schädlichkeit von Feu-
erwerken zu sensibilisieren und zum Verzicht auf private Feuerwerke zu animieren? Wenn 
nein, warum nicht? 

Der Stadtrat sieht sich weiterhin nicht dazu veranlasst, diesbezüglich stärker aktiv zu wer-
den und über die Medien zu sensibilisieren. Er sieht darin keinen Mehrwert. 

Urs Winzenried, Mitglied: Ich werde mir weiterhin das Recht herausnehmen, gemäss Reg-
lement eine kurze Stellungnahme zur Beantwortung von Anfragen zu machen. Das ist 
rechtlich möglich und vielfach auch nötig, vor allem dann, wenn der Stadtrat die Anfrage 
nicht im Sinne des Anfragestellers beantwortet. Wenn man das nicht mehr dürfte, müsste 
man beginnen, einfach Postulate einzureichen. Damit wird das Parlament gezwungen, ein 
Anliegen zu behandeln. Dadurch wird man aber bedeutend mehr Zeit verlieren. Wenn wir 
so wenig Geschäfte haben, dass wir Sitzungen ausfallen lassen können, dann muss auch 
Platz sein, um bei den Anfragen eine kurze Stellungnahme abgeben zu können. Es ist die 
dritte Anfrage. Ceterum Censeo. Der Stadtrat hat die Anfrage rasch, kurz und bündig be-
antworte. Sein Fazit lautet, dass alles im grünen Bereich ist und kein Handlungsbedarf be-
steht. Die Ergebnisse der Bevölkerungsinitiative warten wir einmal ab. Die Umfrage der On-
linemedien ist nicht wirklich relevant für den Stadtrat. Die Sensibilisierung der Bevölkerung 
bringt keinen Mehrwert. Also lassen wir es, wie es ist, Ich werde nicht Ruhe geben. Ich 
werde spätestens im August, wenn der 1. August wieder vorbei ist und es wieder derart 
knallt, wieder aktiv werden. Ich bin nicht der einzige. Rundherum höre ich nur Klagen. Ich 
staune ein wenig, dass nicht mehr von diesen Klagen auch an den Stadtrat gelangen. Ich 
bin mit der Beantwortung der Anfrage nicht einverstanden und werde das Thema so lange 
verfolgen, bis wir in der Schweiz, im Kanton und in der Stadt Aarau vernünftige Zustände 
im Zusammenhang mit Feuerwerk bekommen. 
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Traktandum 5 

Bürgermotion Marianne und Martin Tschannen: Hindernisfreie Plattenstreifen in den 
Altstadtgassen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 21. Februar haben Marianne und Martin Tschannen die 
Bürgermotion für hindernisfreie Plattenstreifen in den Altstadtgassen eingereicht mit fol-
gendem 

Antrag 

Der Stadtrat wird beauftragt, organisatorische und bauliche Massnahmen zu treffen, dass 
in allen gepflasterten Altstadtgassen ein mindestens 80 cm breiter Plattenweg freigehalten 
wird, der von körperbehinderten Personen im Rollstuhl oder mit einem Rollator hindernis-
frei und ohne Ausweichen auf Pflastersteine befahren werden kann. 

Mit Botschaft vom 22. Januar 2024 nimmt der Stadtrat zu dieser Bürgermotion schriftlich 
Stellung mit folgendem  

Antrag 

Auf die "Bürgermotion für hindernisfreie Plattenstreifen in den Altstadtgassen" von Mari-
anne und Martin Tschannen-Haller wird nicht eingetreten. 
 
Zuerst erhält der Motionär die Möglichkeit, die Motion zu begründen. Dann gelangen wir 
zur Diskussion im Rat und zur Stellungnahme des Stadtrats und schlussendlich zur Ab-
stimmung. 

Martin Tschannen, Motionär:  Wir danken, dass wir unsere Motion hier vertreten dürfen. 
Meine Frau ist heute Abend nicht anwesend. Es ist zwar möglich, mit dem Rollstuhl in das 
Grossratsgebäude zu gelangen. Das ist aber mühsam und aufwendig. Zuerst muss man 
über das Pflaster, dann über den Kiesweg. Das Pflaster ist eines der schlimmeren hier in 
Aarau. Man muss sich rückwärts bewegen, denn vorwärts ist nicht möglich. Im Weiteren 
haben wir die Rampe und eine Schwelle in den Saal und schlussendlich noch einen Lift. 
Das gleiche gilt für den Heimweg und zudem im Dunkeln. Darauf verzichten wir. Was eine 
körperliche Beeinträchtigung bedeutet, habe ich erst richtig begriffen, als sich meine Frau 
nicht mehr bewegen konnte. Bald habe ich auch realisiert, dass es Behinderungen gibt, die 
man gar nicht sieht. Wahrnehmungsstörung als Folge einer Hirnverletzung zum Beispiel. 
Wie äussert sich das? Als ich meine Frau nach 8 Wochen Komma und weiteren 2 Wochen 
Klinikaufenthalt das erste Mal wieder draussen herumstossen konnte, musste ich nach 20 
Metern wieder umkehren, weil zu viele Eindrücke auf meine Frau eingeprasselt sind. Als 
ich ein halbes Jahr später meine Frau im Lindenfeld über den Verbundsteinweg stossen 
wollte, musste ich umkehren. Die kleinen Erschütterungen waren zu viel. Als ich nach ei-
nem Jahr das erste Mal wieder in die Altstadt in Aarau gehen wollte, musste ich nach 2 
Schritten wieder umkehren, weil meine Frau das Schütteln nicht ertragen hat. Heute ist es 
ein bisschen besser, aber wenn es schüttelt und rüttelt, wie auf dem Pflaster in der Alt-
stadt oder in der Igelweid, muss sie die Augen schliessen, weil es ihr sonst unwohl wird. 
Nebst dem, dass es für Personen, die im Rollstuhl sitzen, nicht angenehm ist, über Pflas-
tersteine geschoben zu werden, ist es auch für die begleitende Person sehr anstrengend 
und mühsam, speziell für die Handgelenke. Es ist auch mühsam für Personen mit einem 
Rollator. Der Stadtrat hat in seiner Botschaft zur Sanierung der Altstadtgassen 2008 ge-
schrieben, dass die Plattenstreifen entlang der Hausfassaden von der Möblierung für Be-
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hinderte und Kinderwagen freigehalten werden. Er gibt in der Beantwortung unserer Mo-
tion zu, dass das Konzept nicht durchgesetzt worden ist, weil die Interessen von Boule-
vardbewirtung und Läden höher gewichtet worden sind, als die Anliegen von Menschen 
mit einer körperlichen Beeinträchtigung. Die Seitenstreifen sind nicht praktikabel, schreibt 
er. Wir wollen ja nicht den ganzen Streifen für uns, obwohl er uns zustehen würde. Wir 
wollen auch eine lebendige Altstadt und einen Teil davon sein. Inklusion heisst Entgegen-
kommen von beiden Seiten. Wir fordern nur einen hindernisfreien Streifen von 80 cm 
Breite auf einer Seite. Dass das geht, zeigt das Restaurant Altstadt Mulia seit vielen Jahren. 
Dort ist ein Durchkommen auf dem frei gehaltenen Plattenstreifen möglich. In der Verord-
nung über die Nutzung im öffentlichen Raum in der Innenstadt steht im Paragraf 3 Absatz 
4, dass das Mobiliar und die Ausstattungen für Boulevardrestaurants nachts sauber zu-
sammengestellt und gesichert verbleiben. Absatz 5 sagt, dass Mobiliar, Ausstattungen 
und Warenauslagen in nicht Betriebszeiten ausserhalb des öffentlichen Raums zu lagern 
sind und Paragraf 11 sagt, dass das Mobiliar den Fussgängerverkehr nicht beeinträchtigen 
darf. Wir verstehen deshalb nicht, dass Gastrobetriebe – die erst ab 17 Uhr geöffnet sind, 
den Plattenstreifen den ganzen Tag belegen dürfen. Wir verstehen nicht, dass Gastrobe-
triebe, die von Dezember bis März nicht draussen servieren, ihre Möbel den ganzen Winter 
draussen stehenlassen dürfen. Wir verstehen nicht, dass es nicht möglich sein soll, dass in 
den Gastrobetrieben so gestuhlt wird, dass 80 cm Plattenstreifen frei sind. Wir verstehen 
nicht, dass die Kundenstopper immer in der Mitte der Plattenstreifen stehen müssen. Wir 
verstehen nicht, dass der Plattenstreifen auf dem Zollrain vor dem Rathaus regelmässig als 
Parkplatz von Handwerkern benutzt wird. Dort ist nämlich der Zollrain am steilsten. Wenn 
ich dort auf Pflastersteine ausweichen muss, verdoppelt sich der Rollwiderstand und ich 
brauche noch mehr Kraft. Angela Cavegn hat mich am Sonntag beim Hochschieben des 
Rollstuhls gesehen und festgestellt, welche Kraft mich dies kostete. Sie verstehen, dass 
uns die Antwort des Stadtsrats auf unsere Motion nicht zufriedenstellt. Der Stadtrat hält 
das Versprechen aus der Botschaft aus dem Jahr 2008 nicht ein. Er behauptet, dass die 
Igelweid und später auch die Hintere Vorstadt auf der ganzen Breite barrierefrei sind. 
Diese Aussage bestreiten wir. Die Behindertenorganisation Procap hat die Pflastersteine in 
der Igelweid und in der Hinteren Vorstadt als barrierefrei abgenommen. Das löste bei uns 
ein Kopfschütteln aus. Die Stadtratsmitglieder können gerne einmal meine Frau über die 
Igelweid stossen. Es geht für meine Frau dort am besten, wenn man den Rollstuhl ein we-
nig nach hinten kippt und die Vorderräder in der Luft behält. Das spürt man aber in den 
Handgelenken und im Rücken. Die verantwortliche Person bei Procap ist nicht auf den Roll-
stuhl angewiesen, hat keine Schädigung des Gehirns und muss auch nicht über die Pflas-
tersteine mit dem Rollstuhl fahren. Diese Person hat mir gegenüber mündlich zugegeben, 
dass sie die Pflastersteine auch nicht so gut findet, aber es wurde so einmal akzeptiert. 
Übrigens, Procap und auch Pro Infirmis kümmern sich nur um Menschen unter 65. Meine 
Frau war Mitglied bei Procap. Als wir aber von Procap eine Beratung wünschten, ist nie-
mand gekommen, weil sie über 65 Jahre alt war. Gemäss Richtlinien der Schweizer Fach-
stelle für hindernisfreie Architektur in Olten sind Pflastersteinstrecken bedingt geeignet 
und sollten nicht länger als 20 Meter sein. Die Igelweid ist 125 Meter lang, die Hintere Vor-
stadt 135 Meter lang. Dass die Rathausgasse, die Pelzgasse, die Milchgasse, die Kirchen-
gasse und die Metzgergasse länger als 20 Meter sind, ist offensichtlich. Dazu resultieren 
also einmal zwei Meinungen von Fachstellen. Wir wünschen uns mehr Verständnis für un-
sere Anliegen im Rathaus. Pflastersteine bleiben Pflastersteine und verursachen ein Rüt-
teln. Dass es auch anders geht, zeigen Beispiele aus anderen Schweizer Städten mit histo-
rischen Dorfkernen und Pflastersteinen. Wir hoffen, dass auch in Aarau schon bald Lö-
sungen gefunden werden, welche Menschen mit einer Beeinträchtigung und ihren Angehö-
rigen nützen. Menschen mit einer körperlichen Beeinträchtigung und ihre Angehörigen 
sind keine Menschen zweiter Klasse, die sich gefälligst anpassen müssen. Es sind Mitbür-
gerinnen und Mitbürger, welche von denjenigen ein wenig Entgegenkommen einfordern, 
denen es körperlich bessergeht. Das nennt man Inklusion. Der heutige Zustand in der Alt-
stadt grenzt nahe an eine Separation. Ich bin kein Jurist, aber ich kann Gesetze und Ver-
ordnungen lesen. Was ich in 30 Jahren Vollzug von Gesetzen als Angestellter im öffentlich 
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rechtlichen Angestelltenverhältnis gelehrt habe, ist, dass es am einfachsten ist, wenn man 
irgendwo einen formellen Fehler findet und man deshalb materiell nicht auf ein Anliegen 
eintreten muss. In unserem Fall hat der Stadtrat die Ausführung von Andreas Baumann ge-
funden, welche festhält, dass das Erteilen von Baubewilligungen oder Tätigkeiten als Bau-
herr nicht in die Zuständigkeit des Einwohnerrats fallen. Einverstanden. Ich habe aber auch 
gelernt, dass es zu jedem Gesetzparagrafen oder Artikel mindestens einen gibt, der die-
sem widerspricht. Deshalb gibt es so viele Juristen. In unserem Fall nehme ich das Kanto-
nale Gemeindegesetz mit dem Paragraf 20, Absatz 3: Die Gemeindeversammlung übt die 
Aufsicht über die Gemeindebehörde und sämtliche Zweige der Gemeindeverwaltung aus. 
Und in der Gemeindeordnung von Aarau findet man unter Paragraf 12, Absatz 1, lit. a: 
Dem Einwohnerrat stehen folgende Befugnisse zu: Die Aufsicht über die Stadtverwaltung. 
Wir verlangen ja unter anderem, dass im Einklang mit dem Gemeindegesetz, Paragraf 20, 
und der Gemeindeordnung, Paragraf 12, das Versprechen des Stadtrats und die Verord-
nung über die Nutzung im öffentlichen Raum in der Innenstadt in Zukunft etwas besser 
umgesetzt werden. Das ist für mich Aufsicht und dafür ist der Einwohnerrat zuständig. 
Deshalb kann man die Motion überweisen, wenn man mit ihr einverstanden und auch der 
Meinung ist, dass die Menschen mit einer körperlichen Beeinträchtigung am Leben in der 
Altstadt sollten teilnehmen dürfen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, Ihr Verständnis 
und die Unterstützung unseres Antrags. 

Benita Leitner, Mitglied: Im Februar 2023 hat die Familie Tschannen die Bürgermotion für 
eine hindernisfreie Altstadt eingereicht. Jetzt lautet die Antwort, dass die Motion gar nicht 
motionsfähig ist. Wir haben natürlich Verständnis dafür, dass die Familie Tschannen über 
diese Feststellung entsprechend enttäuscht ist. Die Teilnahme am Gesellschaftsleben für 
Menschen mit einer Mobilitätsbeeinträchtigung ist gespickt mit Herausforderungen. Eine 
solche Beeinträchtigung kann uns alle einmal treffen. Dass die Altstadtgassen, so wie sie 
heute genutzt werden, ein Hindernis für Leute mit einer Behinderung sind, darf nicht sein. 
Auf meinem Arbeitsweg habe ich am Graben schon oftmals beobachtet, wie die Leute dort 
richtig durchgeschüttelt worden sind, weil der Weg auf der Platte am Rand gänzlich ver-
sperrt gewesen ist. Uns von der Fraktion Pro Aarau/EVP ist bewusst, dass das Gewerbe 
und die Restaurants ein Bedürfnis haben, die Platten auch für ihre Zwecke zu nutzen. Da-
für haben wir natürlich auch Verständnis. Es stellt sich somit auch heraus, dass die Vari-
ante der Platten am Rand einfach keine Lösung und schlichtweg nicht praktikabel ist. 
Schlussendlich muss es aber auch möglich sein, dass man möglichst bald einen gemeinsa-
men Konsens findet, welcher diesen verschiedenen Bedürfnissen gerecht werden kann. Wir 
sind dem Stadtrat dankbar, dass er das Problem offensichtlich erkannt hat und auch ein 
wenig detaillierter auf die Bürgermotion eingegangen ist. Wir vermissen aber die konkre-
ten Vorschläge, wie man den Konflikt lösen kann. Es gibt diverse bewährte Varianten in an-
deren Städten, die zeigen, dass es möglich ist. Man muss das Rad nicht neu erfinden. Seit 
Jahren unterstützen wir von Pro Aarau übrigens auch, dass der Bus endlich aus der Alt-
stadt herauskommt. Auch das würde zu einem weiteren Lösungsansatz in diesem Thema 
beitragen. Wir bitten den Stadtrat, dieses Thema weiter zu verfolgen. Gespannt warten wir 
in diesem Zusammenhang auch auf die Antwort auf unsere am 11. März eingereichte An-
frage, welche eben das Thema "Situation für mobilitätsbeeinträchtigte Menschen in der 
Stadt Aarau" behandeln soll. Schlussendlich verfolgen wir von Pro Aarau das Ziel, dass sich 
alle Menschen, egal ob behindert oder nicht, möglichst barrierefrei in der ganzen Stadt 
Aarau bewegen können. 

Rainer Lüscher, Mitglied: Die Fraktion der FDP hat an der Fraktionssitzung darüber auch 
lange diskutiert. Der Stadtrat erörtert, dass es aufgrund der Paragrafen nicht möglich ist, 
auf die Bürgermotion einzutreten und empfiehlt, diese abzulehnen. Er nimmt die Sache 
aber auch sehr ernst und wir haben das wahrgenommen. Wir vertrauen jetzt einfach auf 
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die Verantwortung des Stadtrats, dass er wirklich bemüht ist, diesem Thema bei Baubewil-
ligungserteilungen wirklich auch mehr Beachtung zu schenken. Wir haben entschieden, 
der Empfehlung des Stadtrats zu folgen und auf die Bürgermotion nicht einzutreten. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Wir von der SVP-Fraktion haben ein sehr grosses Verständ-
nis für das Anliegen der beiden Motionäre. Ihr Anliegen ist absolut berechtigt. Ihre Forde-
rungen sind eigentlich relativ bescheiden, nämlich behinderten Personen, welche auf den 
Rollstuhl oder auf einen Rollator angewiesen sind, die hindernisfreie Befahrung der Alt-
stadtgassen, ohne Ausweichen auf Pflastersteine, zu ermöglichen, und zwar mittels bauli-
cher und organisatorischer Massnahmen. Der Stadtrat benötigte ein gutes Jahr, um uns 
mitzuteilen, dass die Motion nicht motionsfähig sei. Das ist schlecht und zeigt, auf wel-
cher Position der Traktandenliste solche Anliegen sind. Sie werden vernachlässigt. Der 
Stadtrat ist jetzt also der Meinung, die Motion sei nicht motionsfähig. Wir könnten aber 
wohl sehr lange darüber diskutieren, ob wir nicht trotzdem darauf eintreten wollen. Al-
leine schon die geführte Diskussion ist eigentlich schon ein Eintreten darauf. Ich finde es 
wichtig, dass wir über die Forderungen des Ehepaars Tschannen diskutieren. Die baulichen 
Massnahmen und die Sensibilisierung müssen noch gestärkt werden. Dort, wo die bauli-
chen Massnahmen schon vorhanden sind, braucht es nur noch die organisatorischen Mas-
snahmen. Es ist ebenfalls ein Anliegen des Ehepaars Tschannen, mit organisatorischen 
Massnahmen ihrem Anliegen gerecht zu werden. Es geht eigentlich um nichts anderes, als 
um ein Abwägen gegenüber den Interessen des Gewerbes, also den Geschäften und den 
Gastronomen und gegenüber den Interessen derjenigen Personen, die in ihrer Bewegung 
eingeschränkt und auf ein hindernisfreies Durchkommen angewiesen sind. Wenn der 
Stadtrat sagt, dass das Experiment mit den Plattenstreifen gescheitert sei, ist die Abwä-
gung nicht vorgenommen worden, respektive fällt stets zu Gunsten des Gewerbes aus. Ei-
gentlich müsste es gerade umgekehrt sein. Bei einer Abwägung sollte der Schwächste zu-
erst berücksichtigt werden. Das ist weder das Gewerbe noch die Gastronomen. Das sind 
die Menschen, die darauf angewiesen sind, dass sie hindernisfrei von A nach B kommen. 
Wenn man das einfach konsequent umsetzen würde, wäre es eigentlich eine organisato-
risch leichte Angelegenheit, um den bestehenden Mangel zu beheben. Die SVP möchte den 
Stadtrat einladen, mehr Goodwill und mehr Entgegenkommen zu zeigen. Geben wir den 
Schwächsten unter uns den Vortritt. Aufgrund dessen müssen vielleicht das Gewerbe oder 
auch die Gastronomen ein wenig zurücktreten. Vielleicht würde es Sinn machen, wenn sich 
der Stadtrat die Zeit nehmen würde, selbst einmal in einen Rollstuhl zu sitzen und sich 
durch die Altstadt fahren zu lassen oder als Begleitperson einen solchen Parcours zu ab-
solvieren, um die Sensibilität für das Anliegen des Ehepaars Tschannen zu fördern. Die 
SVP erwartet, dass man diesem Thema mehr Goodwill gegenüberbringt. Wenn es darum 
geht, die Mobilität von eingeschränkten Personen zu verbessern, möchte ich darauf hin-
weisen, dass im Moment ein Versuchsbetrieb auf der Bahnhofstrasse läuft. Eine Riesensa-
che mit positiven und negativen Kommentaren. Ich weiss nicht, wie es Ihnen ergeht, wenn 
Sie sich auf der Bahnhofstrasse befinden. Es hat dort aufgrund der neuen Regelung zum 
Überqueren der Bahnhofstrasse mindestens 4 Schwellen. Allein auf die Idee zu kommen, 
solche Schwellen zu realisieren, zeigt uns von der SVP, dass es längstens Zeit wäre, sich 
vermehrt Gedanken zu machen, wie man solche Missstände aufheben kann oder über-
haupt nicht erst entstehen lässt. Wir haben grosse Sympathien für die Bürgermotion. Über 
die Motionsunfähigkeit lässt sich streiten. Ich denke aber, dass es schwierig ist, wenn uns 
der Stadtrat nach einem Jahr einfach beantragt, auf die Bürgermotion nicht einzutreten. 
Nur alleine die Diskussion darüber zeigt, dass wir eigentliche darauf eintreten müssten. 

Dimitri Spiess, Mitglied: Wir haben in der SP-Fraktion über die Bürgermotion auch disku-
tiert. Wir sehen das Motionsbegehren als berechtigt. Es ist wichtig, dass die Altstadtgassen 
hindernisfrei werden, dass wir eine Altstadt haben, welche für alle eine Begegnungszone 
ist und nicht nur für wenige. Wie von Susanne Heuberger vertreten, sollten wir den 
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Schwächsten den Vortritt geben. Wir haben auch die Motionsfähigkeit diskutiert. Wir erach-
ten die Beurteilung der Motionsfähigkeit durch den Stadtrat als sehr eng ausgelegt. Wie 
von Susanne Heuberger angesprochen, sind mindestens im organisatorischen Bereich ein-
zelne Teile motionsfähig. Wir finden es schade, dass man Personen, wie Martin Tschannen, 
der die Bürgermotion ergriffen hat, mit einem solchen Motionsunfähigkeitsentscheid so 
entmutigt. Wir wünschen uns, wie seinerzeit versprochen, dass man ein Merkblatt erstellt, 
in welchem die Bürgermotion, das Bevölkerungsanliegen, gut erklärt wird. Man sollte viel-
leicht die Motionärinnen und Motionäre an die Hand nehmen, wenn sie eine Motion einrei-
chen und mit ihnen in Kontakt treten, dass vielleicht eine Umformulierung vorgenommen 
werden kann, damit ihr Anliegen auch motionsfähig ist. Wir haben uns die Frage gestellt, 
was nun weiter vorgekehrt werden soll. Wir würden uns wünschen, dass eine Umformulie-
rung vorgenommen werden kann, zum Beispiel in ein Bevölkerungsanliegen oder in eine 
Petition. Anschliessend könnten Varianten geprüft und darüber diskutiert werden, ob man 
in der Mitte einen Streifen bauen kann, weil es am Rand nicht möglich ist und man dem 
Gewerbe entgegenkommen möchte. Die Kosten und die Periodizität für die Erneuerung der 
Altstadtgassen wären abzuklären. So könnte man inhaltlich auf dieses Thema eintreten. 
Wir haben am Schluss grossmehrheitlich beschlossen, nicht auf die Motion einzutreten, 
aber wir möchten diese gerne umformuliert haben, um darüber diskutieren zu können. Es 
ist uns ein wichtiges Anliegen. 

Hannah Wey, Mitglied: Das geschilderte Anliegen ist auch für uns Grüne sehr gut nach-
vollziehbar, auch wenn es laut Stadtrat nicht motionsfähig ist. In der Altstadt gibt es viele 
verschiedene Ansprüche auf vergleichsweise kleinem Raum. Wir danken der Motionärin 
und dem Motionär, dass sie via Bürgermotion auf den Interessenskonflikt aus Sicht der 
eingeschränkten Mobilität aufmerksam machen. Schon durch die Bürgermotion alleine ha-
ben Marianne und Martin Tschannen-Haller, zumindest bei mir persönlich, mehr Bewusst-
sein geschaffen. Ich werde mir in Zukunft noch besser überlegen, wo ich mein Velo in der 
Altstadt abstelle. Ehrlich gesagt, ist mir der Zweck dieser hindernisfreien Plattenstreifen 
bisher gar nicht bekannt gewesen. Ich bin einig mit den Aussagen von Susanne Heuberger 
und Dimitri Spiess, dass es schon helfen würde, wenn man mit den Laden- und Restaurant-
Besitzerinnen und -Besitzern in der Altstadt reden und sie auf das Problem sensibilisieren 
würde. Ich bin sicher, dass man dabei auch auf offene Ohren stossen würde, wie jetzt bei 
uns. Weshalb dieser Streifen am Rand gebaut worden ist, darüber kann ich nur spekulie-
ren. Die daraus resultierenden Probleme, namentlich das Zustellen mit Kleiderständern, 
Werbetafeln und Velos hätten vorausgesehen werden können. Im Gegensatz zu Baden, wo 
der Streifen in der Strassenmitte verläuft, wird wohl einmal mehr die Buslinienführung in 
Aarau ein Argument sein. Wir danken auch dem Stadtrat für die Beantwortung der Bürger-
motion, welche deutlich ausführlicher ausgefallen ist, als unbedingt notwendig gewesen 
wäre. Auch sind wir froh, dass das Thema am nächsten Dialog Altstadtentwicklung aufge-
nommen wird. Die Grünen werden wahrscheinlich dem Stadtrat folgen und lehnen die Bür-
germotion aus Formgründen, und nur aus Formgründen ab. Aber wir erwarten jetzt, dass 
der Stadtrat die erläuterten Ideen speditiv umsetzt. Wenn wir in den nächsten Monaten be-
obachten, dass dem nicht so ist und die Situation unverändert bleibt, reichen wir ein Pos-
tulat ein, damit darüber noch einmal diskutiert werden kann. 

Peter Jann, Mitglied: Zuerst einmal freut es uns, dass das Instrument der Bürgermotion 
genutzt wird. Wir danken den Motionären dafür. Die fehlende Motionsfähigkeit, und damit 
der Antrag des Stadtrats auf Nichteintreten, mag auf den ersten Blick enttäuschend wir-
ken, aber eigentlich nur auf den ersten Blick. Bürgermotionen lenken allgemein die Auf-
merksamkeit der Verwaltung und der Politik auf Themen, welche vielleicht sonst vergessen 
gehen. Wir haben von Hannah Wey gehört, dass sie in Zukunft darauf achten wird, wo sie 
ihr Velo abstellt. Ich werde mir dazu auch mehr Gedanken machen. Bei der vorliegenden 
Motion geht es um die Qualität der Freiräume in der Altstadt und die Möglichkeiten, sich 
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darin möglichst barrierefrei und sicher bewegen zu können. Motionäre bringen ihre Anlie-
gen aus einer Perspektive, welche vielen von uns und den Baufachleuten aus der Verwal-
tung nicht geläufig sind. Vielleicht nach einem Unfall, wenn wir nicht mehr ganz so sicher 
auf den Füssen und mit Krücken unterwegs sind, merken wir, dass plötzlich kleine Hinder-
nisse, wie Pflastersteine, tatsächlich ziemlich mühsam sein können. Martin Tschannen hat 
das Problem mit der Krankheit seiner Frau begründet. Es gibt auch Situationen, die nicht 
immer ersichtlich sind. Auch ich habe nicht gewusst, was das Holpern auslöst, wenn man 
über die Pflastersteine geht. Wenn man die Erschütterung dann im Kopf spürt, kann das 
wirklich mehr als unangenehm sein. Es handelt sich also um ein wichtiges Thema und 
sollte von der Stadt aus breit und aus vielen unterschiedlichen Perspektiven überdacht 
werden. Dass das Thema wichtig ist, zeigt auch die grosse Zustimmung all meiner Vorred-
ner und Vorrednerinnen. Der zweite Grund, weshalb die Bürgermotion wahrscheinlich eini-
ges bewegt – auch wenn nicht darauf eingetreten wird – ist, dass solche Vorstösse aus der 
Bevölkerung der Verwaltung auch die Möglichkeit zeigen, was gemacht wird. Aktivitäten, 
die sonst in der Bevölkerung zu wenig wahrgenommen würden. Der Stadtrat beantragt 
zwar ein Nichteintreten, hat aber sehr ausführlich inhaltlich Stellung genommen. Er zeigt, 
dass er doch auch im Sinne der Motionäre einiges unternimmt. Ich habe im persönlichen 
Gespräch mit Martin Tschannen gespürt, dass die Enttäuschung gross ist und dass doch 
noch einiges mehr an Optimierung möglich wäre. Es gibt Beispiele aus Deutschland oder 
anderen Städten. Wir würden uns deshalb freuen, auch wenn wir aus formalen Gründen 
nicht auf die Motion eintreten werden, wenn die Stadt wirklich das Gespräch mit den Moti-
onären sucht und schaut, welche Lösungen im baulichen Bereich möglich sind, die den Be-
dürfnissen deutlich besser entgegenkommen, als die jetzige Situation. Das vor allem im 
organisatorischen Bereich. In einer Güterabwägung sollte man wirklich zuerst auf die 
Schwachen schauen. In diesem Thema hätte die Stadt bestimmt noch ein gewisses oder 
sehr grosses Potenzial, im Austausch mit den Gastrobetrieben deutlich bessere Lösungen 
zu finden, damit mindestens die Hindernisse aufgrund der Möblierung aus dem Weg ge-
räumt werden können. Es geht uns ähnlich wie den Grünen. Wir werden aus formalen 
Gründen auf Nichteintreten stimmen. Gleichzeitig aber auch wirklich mitverfolgen, wie das 
Thema von der Stadt in Zukunft angegangen wird. Allenfalls werden auch wir uns überle-
gen, einen entsprechenden Vorstoss zu machen. Vielleicht zusammen mit den Grünen. 

Werner Schib, Vizestadtpräsident: Ich glaube, dass die heutige Situation nicht befriedi-
gend ist. Das ist sicher so, das sind wir uns bewusst. Ich glaube, der Stadtrat hat in den 
letzten Jahren auch schon bei verschiedenen anderen Projekten aber gezeigt, dass die An-
liegen dieser Hindernisfreiheit der Gehbeeinträchtigten einen hohen Stellenwert haben. Ich 
möchte einfach an die Vordere Vorstadt erinnern. Dort haben wir uns wirklich, auch aus 
dem Grund der Begehbarkeit, für einen Asphaltbelag entschieden. Jedoch hat der Regie-
rungsrat verlangt, wieder Pflastersteine zu machen. Es kommt ein Projekt dereinst wieder 
in den Rat und der Einwohnerrat wird dann auch zeigen können, welche Möglichkeiten es 
zur Verbesserung gibt, trotz der Vorgabe von Pflastersteinen. In der Vorderen Vorstadt 
müssen Pflastersteine erstellt werden. Es muss dann eine Kombination mit Platten vorge-
nommen werden. Eventuell sind dann die Platten ein wenig breiter als in der Rathaus-
gasse. Ich weiss das noch nicht. Es wird dann das erste konkrete grössere Altstadtbaupro-
jekt sein, bei welchem man dann auf die Anliegen der Gehbeeinträchtigten stärker schau-
en kann. Es wurde erwähnt, dass die Igelweid nicht zufriedenstellend ist. Ich glaube aber, 
dass man anerkennen muss, dass es eine Verbesserung ist. Es handelt sich im Vergleich 
zum Graben zum Beispiel um einen verfugten, abgeschliffenen Pflasterstein. Wir sind der 
Meinung, dass es sich um eine Verbesserung handelt, aber es bewirkt auch dort noch ein 
Rütteln. Es ist unbestritten, dass auch dort noch eine Erschwernis vorhanden ist. Wir haben 
in der Botschaft geschrieben, dass wir versuchen, die Leute, die Geschäfte, die Gewerbebe-
treibenden und die Restaurants zu sensibilisieren. Wir setzen den Streifen von 80 Zentime-
tern auch in den Baubewilligungen, in Baugesuchen, in Gesuchen um Nutzung des öffentli-
chen Raums durch. Das ist ein Thema. Wir sind auch daran, die ganze Altstadt 
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diesbezüglich einmal zu erheben und wirklich auch festzulegen, wo die Umsetzung am 
schwierigsten ist. Wo hat es die meisten Ströme von Passantinnen und Passanten? Wo 
muss am dringendsten etwas unternommen werden? Wir wollen das Ganze systematisch 
erheben und systematisch angehen. Am Schluss handelt es sich wieder um eine rechtliche 
Frage. Wenn jemand eine Bewilligung für eine Nutzung des öffentlichen Raums besitzt, 
kann man diese nicht einfach verbieten. Ich könnte mir auch vorstellen, den Streifen in der 
Rathausgasse nur auf einer Seite zu realisieren. Dann stellt sich aber wieder die Frage, auf 
welcher Seite. Am Schluss steckt halt schon auch der Teufel im Detail. Es handelt sich klar 
um ein Anliegen und dieses ist in der Vergangenheit nicht so vorgenommen und umge-
setzt worden, wie man es 2008 versprochen hat und wie man es hätte machen sollen. Das 
ist unbestritten und das wollen wir verbessern, aber es ist im Einzelfall dann vielleicht 
nicht so einfach oder geht halt eben dann nicht so schnell. Von da her ist es Aufgabe des 
Einwohnerrats, mit Postulaten, mit Anfragen und dann eben auch mit konkreten Entschei-
den dafür zu sorgen, dass es eine Verbesserung gibt. Der Stadtrat und die Stadtverwaltung 
werden das auch machen und wir werden uns daran auch messen lassen. Hinsichtlich der 
Motionsfähigkeit ist der Stadtrat klar der Ansicht, dass die Aufforderung zu baulichen Mas-
snahmen nicht motionsfähig ist. Die Aufsichtstätigkeit oder die Aufsicht über ein anderes 
Organ gibt nicht das Recht, nachher in konkrete Fragen einzugreifen. Wir sind bei Motio-
nen auch schon mit anderen Motionären strenger gewesen. Auch die Einwohnerratsmotion 
hat ein hohes Erfordernis und genau deshalb hat man ja dann eben auch das Bürgeranlie-
gen erfunden und in Kraft gesetzt, damit die Einwohnerinnen und Einwohner und die Ein-
wohnerrätinnen und Einwohnerräte – ähnlich wie ein Postulat – ihr Anliegen einbringen 
können. In diesem Sinn bitte ich Sie noch einmal, auf die Motion nicht einzutreten. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 42 Ja-Stimmen gegen 4 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Auf die "Bürgermotion für hindernisfreie Plattenstreifen in den Altstadtgassen" von Mari-
anne und Martin Tschannen-Haller wird nicht eingetreten. 

Ich glaube aber, dass der Einwohnerrat und der Stadtrat zum Ausdruck gebracht haben, 
dass das Anliegen wichtig und in dem Sinn auch noch nicht abgeschlossen ist. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 

Martin Tschannen, Bürgermotionär: Ich möchte gerne das Wort noch an Frau Susanne 
Heuberger betreffend Bahnhofstrasse und Schwellen richten. Es gibt verschiedene Sorten 
von Behinderungen. Es gibt die mobilitätseingeschränkten Personen und die sehbehinder-
ten Leute. Die Schwelle an der Bahnhofstrasse dient den Personen mit einem Blindenstock. 
Es sind am Rand des Busbahnhofs schon viele Leute gestolpert, weil es dort einen An-
schlag von 3 cm für Leute mit einem Blindenstock hat. Diese Schwelle behindert die Perso-
nen mit einem Rollstuhl. Aber wir akzeptieren diese Massnahme, weil sie Leuten mit einer 
anderen Behinderung dient. An der Bahnhofstrasse selbst haben wir genügend Platz um 
rundum zu fahren. 
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Traktandum 6 

Postulat Simon Burger (SVP): Analyse Kreisschule Aarau-Buchs 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 23. September 2021 hat Einwohnerrat Simon Burger 
(SVP) das Postulat "Analyse der Kreisschule Aarau-Buchs" eingereicht mit folgendem 

Antrag 

Der Stadtrat wird gebeten, eine umfassende Situationsanalyse/Auslegeordnung der Kreis-
schule Aarau-Buchs, nötigenfalls unter Beizug externer Spezialisten, vorzunehmen und 
dem Einwohnerrat einen Bericht vorzulegen und Massnahmen- und Lösungsvorschläge zu 
unterbreiten. 

Der Stadtrat wird gebeten, insbesondere folgende Fragestellungen zu klären: 
1. Wie ist die Rücktrittswelle unter den Kreisschulpflegerinnen und Kreisschulpflegern zu 

erklären? Läuft in der Kreisschule Aarau-Buchs etwas falsch? 
2. Bestehen strukturelle Probleme innerhalb der Kreisschule Aarau-Buchs, insbesondere 

im Hinblick auf die Wahl der Kreisschulpflege und auf die Schnittstelle Schulpflege-
Schulleitung? 

3. Wie kann sichergestellt werden, dass künftig gesetzliche Vorgaben und Wahlverspre-
chen eingehalten werden? 

4. Ist die Aufsicht über die Kreisschulpflege ungenügend? Wenn ja, wie kann diese neu ge-
regelt werden? 

5. Wie ist die Rolle des Kreisschulrates zu sehen? Liegen die Probleme ursächlich bei die-
sem Gremium? Masst sich der Kreisschulrat Kompetenzen an, welche nicht in seinen Zu-
ständigkeitsbereich fallen? 

6. Wäre die Abschaffung des Kreisschulrates, wie jüngst gefordert wurde, eine denkbare 
Lösung? Wer würde in diesem -Fall die Rolle der gesetzlich vorgesehenen Abgeordneten-
versammlung übernehmen? 

7. Wäre die Variante einer Auflösung des Gemeindeverbandes denkbar und sinnvoll? 
Wann wäre diese erstmals möglich? Wäre eine einvernehmliche Auflösung im Einver-
ständnis beider Verbandsgemeinden zulässig? 

Das Postulat wurde an der Einwohnerratssitzung vom 20. Dezember 2021 an den Stadtrat 
überwiesen. 

Mit Botschaft vom 12. Februar 2024 nimmt der Stadtrat zu diesem Postulat schriftlich Stel-
lung und unterbreitet folgenden 

Antrag 

Das Postulat "Analyse der Kreisschule Aarau-Buchs" wird abgeschrieben. 

Simon Burger, Mitglied: Das vorliegende Postulat ist vom Einwohnerrat vor zweieinhalb 
Jahren überwiesen worden. Dannzumal ist der Stadtrat offenbar noch davon ausgegangen, 
dass er zuständig ist, sonst hätte er das gemacht, was er sonst immer macht, wenn er et-
was aus formalen Argumenten bodigen möchte. Er hätte das Postulat umgehend als nicht 
postulatsfähig erklärt und ein Nichteintreten beantragt. Rückblickend ärgert sich der Stadt-
rat bestimmt, dass er diese Argumentation nicht damals schon vertreten hat. Wir alle wis-
sen doch, dass es politisch am elegantesten ist, wenn man sich einfach nicht als zuständig 
erklären kann. Fakt ist, der Stadtrat hat schon damals ganz offensichtlich keine Lust auf 
das Postulat gehabt. Er hat damals ausgeführt, dass es nicht sinnvoll sei, wenn sich die 
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Stadt Aarau Gedanken zur Zukunft macht. Diese Gedanken mache sich ja schon die Kreis-
schule. Der Einwohnerrat sah dies aber damals ausdrücklich anders. Mehrere Redner ha-
ben darauf hingewiesen, dass es nicht nur Abklärungen der Kreisschule brauche. Es brau-
che vielmehr auch eine Auslegeordnung durch die Stadt als Trägergemeinde. Das Postulat 
fordert übrigens auch nicht zwingend den Beizug von externen Spezialisten. Es geht einzig 
darum, dass sich der Stadtrat grundsätzliche Gedanken zur Kreisschule macht. Das wollte 
er aber dannzumal nicht und möchte es auch heute nicht. Mit der Annahme des Postulats 
bekam der Stadtrat ein Problem. Das ärgerliche Postulat lag auf dem Tisch. Er hatte aber 
keine Lust, dieses zu erledigen. Was macht man also mit einem unliebsamen Postulat? 
Man steckt es in eine Schublade und hofft, dass sich das Ganze irgendwie selbst erledigt. 
Auf der Homepage der Stadt steht zu diesem Postulat bis heute übrigens: "Da die laufende 
Analyse unter Federführung der KSAB zu den Zuständigkeiten der verschiedenen Gremien 
verschoben wurde, wurde auch die geforderte Analyse verschoben". Fazit: Verschieben o-
der schubladisieren. Offenbar ist der Stadtrat bis vor kurzem davon ausgegangen, dass er 
für das Postulat nicht zuständig ist und gemäss Homepage ist er immer noch davon über-
zeugt. So lag das Postulat zweieinhalb Jahre in der Schublade. Letztes Jahr ist dann der 
Stadtrat durch eine Anfrage der FDP hinsichtlich dieser Sache aufgeschreckt worden. Der 
Stadtrat hätte das Postulat natürlich gerne weiter schlummern lassen, aber so musste er 
sich irgendetwas einfallen lassen. Was macht man, wenn man erwischt wird? Man schiebt 
das Problem auf andere und spielt auf Zeit. Der Stadtrat hat dann ausgeführt, dass es zu-
folge von personellen Wechseln Verzögerungen gegeben habe und zudem seien ja auch 
verschiedene Vorstösse in Buchs, in Aarau und im Kreisschulrat hängig und die ganze An-
gelegenheit werde sich ein wenig verzögern, aber es gehe vorwärts und irgendwann wer-
den dann auch Ergebnisse vorliegen. Man kann sich natürlich gut hinter den Abklärungen 
in der Kreisschule verstecken. Dass die Kreisschule selbst auch wenig Lust gehabt hat, sich 
dem Thema anzunehmen, kann man gut mit personellen Wechseln übertünchen. Jedenfalls 
hat man wieder ein bisschen Zeit gewonnen. Irgendwie ist das Problem nicht ganz gelöst 
gewesen. Der Stadtrat musste sich etwas einfallen lassen, das Postulat loszuwerden. Der 
Stadtrat hatte die zündende Idee, sich nach zwei Jahren der Untätigkeit als unzuständig zu 
erklären. Wenn man unzuständig ist, muss man die unliebsame Arbeit ja auch nicht vor-
nehmen. Somit hat der Stadtrat den Rechtsdienst mit Abklärungen beauftragt. Juristen 
sind immer gut, jede gewünschte Lösung mit schönen Worten zu begründen. Ich kann mir 
nicht helfen. Der Stadtrat hat offensichtlich einfach keine Lust, das heisse Eisen Kreis-
schule anzupacken. Die Kreisschule wäre für die Stadt ja eigentlich ein A-Thema. Bildung 
geht uns alle an und der Stadtrat hat hinsichtlich der Kreisschule eine ganz besondere Ver-
antwortung. Schliesslich hat er ja die Kreisschule initiiert und entworfen. Es ist ja auch 
nicht so, dass er sich komplett aus der Kreisschule halten würde, wie er suggeriert. Er 
mischelt, wie auch seine Vertreterin, munter im Kreisschulrat mit. Lässt sich bei Debatten 
immer wieder zitieren, indem seine Vertreterin ihre Wortmeldungen mit: "Der Stadtrat 
Aarau ist der Ansicht, dass", anfängt. Der Stadtrat hat sehr wohl eine Meinung. Der Stadt-
rat fokussiert sich aber eher auf den Bau von neuen Schulhäusern, welche den Steuerzah-
ler Millionen kosten und man noch nicht einmal weiss, ob man sie brauchen wird. Der 
Stadtrat perfektioniert also das, was er am besten kann. Er mischelt und zieht die Fäden 
im Hintergrund. Einmal inne zu halten, die Situation zu analysieren, mögliche Fehler und 
Irrtümer zu beheben und sich Gedanken zur Zukunft zu machen, möchte er nicht. Die ar-
rogante Einstellung ist genau das Problem bei der Kreisschule. Die Sorgen und Ängste wer-
den ignoriert. Man verfolgt eher seine eigene Agenda und nimmt namentlich vor allem 
partikuläre Interessen wahr. Die SVP wird deshalb nicht für das Abschreiben des Postulates 
stimmen. Der Stadtrat soll endlich seine Verantwortung wahrnehmen und vorkehren, was 
im Postulat verlangt wird, nämlich, sich Gedanken zur Kreisschule zu machen und entspre-
chende Lehren aus den Ergebnissen zu ziehen. Natürlich macht sich auch die Kreisschule 
endlich Gedanken. Die Stadt Aarau als Trägergemeinde sollte sich aber nicht damit begnü-
gen, sondern sollte sich eben über ihre eigene Strategie und die eigene Sichtweise klar 
werden. Wenn so grosse Probleme vorhanden sind, wie in der Kreisschule, reicht es eben 
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nicht, wenn sich eine Institution ausschliesslich selbst analysiert und therapiert. Verschie-
dene Redner haben darauf schon vor zwei Jahren im Einwohnerrat hingewiesen. Der Stadt-
rat hatte dafür dannzumal kein Gehör und heute offensichtlich auch nicht. Das Postulat 
zweieinhalb Jahre schlummern zu lassen und dann zu merken, dass man nicht zuständig 
ist, geht nicht. Ich ersuche den Stadtrat, endlich an die Arbeit zu gehen. 

Lea Naon, Mitglied: Der sehr dürftige Bericht zu diesem Postulat hat auch unsere Fraktion 
sehr erstaunt. Ich kann zwar noch einigermassen nachvollziehen, dass die Beantwortung 
vieler dieser eingereichten Fragen nicht in der Kompetenz des Stadtrats liegt. Wie von Si-
mon Burger erwähnt, scheint der Stadtrat bei der Beantwortung der Fragen vergessen zu 
haben, dass er ein Mitglied in den Kreisschulrat entsendet. Ganz ohne Verantwortung und 
Einfluss ist er nicht und muss sich faktisch somit mit diesen Themen beschäftigen. Mit der 
Beantwortung der Anfrage der Mitte zum Oberstufenzentrum hat der Stadtrat eigentlich 
selbst vorgezeigt, wie er das besser machen könnte. Dort hat er einfach darauf hingewie-
sen, dass nicht alles in der Kompetenz des Stadtrats liegt und deshalb der Schulvorstand 
zur Beantwortung beigezogen worden ist. Das hätte man ja jetzt in diesem Fall eigentlich 
auch machen können. Ausserdem gibt es ja auch noch ein Koordinationsgremium. Dieses 
hat man zwischen dem Schulvorstand, dem Gemeinderat Buchs und dem Stadtrat Aarau 
geschaffen. In diesem Gremium könnte man einen solchen Bericht auch koordinieren. 
Dass es über 2 Jahre gedauert hat, um am Schluss nur zwei der sieben Fragen zu beant-
worten, ist schon sehr minimalistisch. Die Schulpflege ist seit über zwei Jahren abge-
schafft. Die gesamte Schulpflege, beziehungsweise der heutige Schulvorstand, ist seit der 
Überweisung dieses Postulats einmal ersetzt worden. Die Fragen sind in dem Sinn eigent-
lich bereits völlig überholt. Wir von der Fraktion GLP/Mitte möchten den Stadtrat innstän-
dig bitten, bei der Erfüllung von überwiesenen Postulaten und auch bei der Beantwortung 
von Anfragen dringend vorwärts zu machen. In diesem konkreten Fall können wir uns 
wirklich nicht vorstellen, welches der Grund für die lange Verzögerung gewesen ist. Wir 
haben vorher ein paar Vermutungen gehört. Unabhängig der Kritik an der Dauer und der 
Form der Beantwortung dieses Postulats ist auch unsere Fraktion nicht nur glücklich mit 
der Situation der KSAB. Eigentlich wäre ja die Kreisschule, bezogen auf die demokratische 
Mitwirkung, kein schlechtes Konstrukt. Aber uns scheint, dass irgendwie immer die ande-
ren zuständig sind, wobei dann eben wieder doch nicht für alles, sondern nur für einen 
Teil und der andere Teil liegt dann wieder in der Kompetenz von jemand anderem. Das 
Hin und Her ist irritierend und nervt. Wenn die Gemeinde Aarau nur Schulhäuser bauen 
und dafür zahlen, aber ja keine Fragen stellen darf, ist das auf Dauer einfach eine sehr ein-
seitige und unbefriedigende Beziehung. Die Governance der KSAB mit diesen beiden Ge-
meinden Aarau und Buchs und dann faktisch einer erweiterten KSAB und daneben noch 
Küttigen, welche sich einkaufen dürfen, ist schwierig. Die ganzen Investitionen tragen die 
Standortgemeinden und damit natürlich auch das Risiko für Leerstände, wobei das zuge-
gebenermassen in Aarau im Moment kein Problem ist. Trotzdem ist es unter diesen Vor-
zeichen schlicht nicht möglich, eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen. Ich glaube, wir 
können relativ objektiv festhalten, dass die Kommunikation zwischen dem Einwohnerrat 
und dem Kreisschulrat in der Vergangenheit nicht nur gut gelaufen ist. Vor dieser Aus-
gangslage verstehen wir von der GLP/Mitte das Bedürfnis nach einer Evaluation, wie das 
der Stadtrat in der Beantwortung schreibt. Diese wird im Moment vom Büro Eichenberger. 
vorgenommen Wir erwarten die Ergebnisse dieser Evaluation mit Spannung und werden 
dann unsere Schlüsse für das weitere Vorgehen daraus ziehen. Wir von der GLP/Mitte wer-
den jetzt der Abschreibung dieses Postulates zustimmen. 

Christoph Waldmeier, Mitglied: Das Postulat, und somit der Wunsch an den Stadtrat zur 
Überprüfung der KSAB, ist gegen den Willen des Stadtrats überwiesen worden. In der Sit-
zung vom Dezember 2021 ging es darum, dass die Zuständigkeit des Postulats beim Ge-
meindeverband, also beim Schulvorstand der KSAB liegt. Es war bekannt, dass dieser auch 
eine Analyse plant. Trotz allem hat der Einwohnerrat das Postulat überwiesen. Wir haben 
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jetzt vorher schon einiges gehört. Für mich scheint es ungeschickt, dass gerade jetzt, nach 
dem Abschluss der Umfrage bei den Einwohnerrätinnen und Einwohnerräten und der baldi-
gen Resultatbekanntgabe, das Postulat abgeschrieben werden soll. Technisch ist das si-
cher machbar. Politisch finde ich es eher nicht gut. Ich finde es ziemlich komisch, dass die 
Umfrage nur der Geschäftsleiter, die Schulvorstände, die Kreisschulräte und die Einwoh-
nerräte erreicht haben. Aber die operativ tätigen Personen in der KSAB, namentlich Schul-
leitungen, Lehrpersonen wüssten eigentlich auch noch viel zu berichten. Zur Umfrage 
selbst. Wie viele genau von uns haben gewusst, was und wer jetzt genau das Koordinati-
onsgremium ist. Spätestens bei der Zusammenarbeit der verschiedenen Stellen hat sich 
dann wahrscheinlich das Wissen auf einen sehr kleinen Kreis von uns reduziert. Kurz, eine 
eigene Analyse. Einige Leute haben von Qualitätsverlust gesprochen, schon gegenüber der 
Schule Aarau. Ich möchte einfach hier kurz etwas erwähnen. Vor ca. zehn Jahren – es wa-
ren damals nur wenige der heutigen Einwohnerräte und Einwohnerrätinnen im Rat vertre-
ten – haben wir eine zusätzliche Schulleiterstelle für die Schule Aarau bewilligt. Es han-
delte sich um die Stelle des Geschäftsleiters. Der Kanton hat das aber nicht mehr erlaubt, 
weil damit scheinbar die Chancengleichheit der Schulen im Kanton gefährdet seien. Also 
fehlt uns nun bereits eine ganze Stelle in der Leitung. Als Mitarbeitende haben wir generell 
eine sehr hohe Fluktuation, insbesondere in der Geschäftsleitung und auch in den Sekreta-
riaten erlebt. Viele von Ihnen wissen selbst, was dies für die Mitarbeitenden mit sich 
bringt, wenn es in der Leitung und dem Sekretariat ständige Wechsel gibt. Ebenfalls stellt 
man fest, dass die Ressourcen in der Geschäftsleitung zwischendurch immer wieder er-
höht wurden. An den Standorten sind die Schülerzahlen gestiegen und die Pensen der 
Schulhausleitungen nur marginal erhöht worden, oder sind stagniert. Die Zeit für Arbeit 
vor Ort fehlt. Das ist jedenfalls zumindest der Eindruck. Man sieht aber auch, dass der 
Schulvorstand und die Geschäftsleitung sehr viel am Arbeiten sind. Aber irgendwie sind 
doch weniger Ressourcen da. Was kann man nun dagegen tun? Ich habe keine fundierte 
Analyse gemacht. Deshalb weiss ich es nicht. Ich stelle einfach fest, im Kreisschulrat war 
ursprünglich geplant, dass Einwohnerräte dort Platz nehmen, Überprüfungen vornehmen 
und beim Budget mitreden. Das bindet zum Teil sehr viele Ressourcen in der Schule. Ich 
weiss wirklich nicht, welche Lösung es noch gibt. Ist das Konstrukt ein wenig zu gross? 
Würde es vielleicht helfen, eine KSAB Ost und West zu machen. Ich weiss es nicht. Auf je-
den Fall sind wir in der Fraktion geteilter Meinung bezüglich Abschreibung des Postulats. 
Technisch ist das Abschreiben nicht falsch. Politisch finde ich, müsste man die Abschrei-
bung erst vornehmen – und zwar ganz ordentlich mit dem Jahresbericht – wenn mindes-
tens die Analyse des Schulvorstands abgewartet und die Resultate vorliegen würden. Ich 
empfehle dringend, dass man den Häusern ein wenig mehr Ressourcen gibt. Ich gehe 
schwer davon aus, dass die jetzige KSAB die zehnjährige Aussperrungsfrist auch überle-
ben wird. 

Nicole Lehmann Fricker, Mitglied: Wie wir gehört haben, ist die Bitte und das Postulat 
von Simon Burger – eine Analyse und Auslegeordnung über die Situation bei der KSAB zu 
machen - nachvollziehbar. Nachvollziehbar, wenn man bedenkt, dass die KSAB seit 2017 
aktiv ist und man es bis heute noch nicht geschafft hat, eine gesunde Stabilität in den 
Schulalltag zu bringen. Die Schulraumplanung ist scheinbar noch konzeptlos. Trotz der 
Fusion können keine gemeinsamen Ressourcen genutzt werden und es herrscht noch fi-
nanzieller Wildwuchs. Die Liste der strittigen Punkte ist lang. Sie bestand auch dazumal, 
nämlich vor zweieinhalb Jahren, als Simon Burger das Postulat aufgesetzt hat. Dass es der 
Einwohnerrat am 15. November 2021 zur Überweisung gutgeheissen hat, hat ganz klar 
deutlich gemacht, dass eine Unzufriedenheit gegen die Entwicklung der KSAB herrscht und 
dass endlich Schritte gemacht werden müssen, damit die Wahlversprechen, welche man im 
Zusammenhang mit der KSAB gestellt hat, jetzt umgesetzt und erfüllt werden können. 
Nach zweieinhalb Jahren erklärt uns nun der Stadtrat, dass mit der Errichtung des Gemein-
deverbandes alle Rechte und alle Pflichten an die KSAB übertragen wurden und nicht mehr 
Aufgabe des Einwohnerrates sind. Wir können keinen Einfluss nehmen. Der Stadtrat macht 
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hier quasi Arbeitsverweigerung und negiert alle Schnittstellen zwischen der KSAB, dem 
Kreisschulrat, dem Stadtrat. Damit haben wir ein Hin- und Herschieben von Kompetenzzu-
teilungen. An den Kreisschulratssitzungen wird erstaunlicherweise eine ganz andere An-
sicht vertreten. Eine unglaublich antidemokratische Entscheidung. Der Stadtrat, die Exeku-
tive, sitzt mit einer Vertretung mit dem Stimmrecht im Kreisschulrat, also ein absoluter 
direktdemokratischer Widerspruch. Trotzdem hier eigentlich eine solch pseudo-demokrati-
sche und nicht nachvollziehbare Regelung festgelegt worden ist, nimmt der Stadtrat wäh-
rend den Sitzungen des Kreisschulrats gewichtig Einfluss und setzt seine Vertretungsrolle 
klar um. Schlussendlich liegt die Verantwortung der Schule bei den Gemeinden. Der Stadt-
rat muss sich verpflichtet fühlen, sich für eine gesunde und gut funktionierte Schule einzu-
setzen. Es ist nicht akzeptierbar, dass er sich für die schwammige Botschaft mehr als zwei-
einhalb Jahre Zeit lässt. Der Stadtrat nimmt sich zurück und verneint da jegliche Wechsel-
wirkung zwischen Verantwortung der Stadt und den Gemeindeverbänden. Er bezahlt der 
KSAB Millionen an Steuergeldern, ohne ein gut funktionierendes Betriebskonzept zu ver-
langen. Jetzt könnte man auch noch über all die unerfüllten Wahlversprechungen diskutie-
ren, wie zum Beispiel, dass die Kreisschule enorme Kosteneinsparungen mit sich bringt. 
Heute wissen wir, dass genau das Gegenteil der Fall ist. Die Zahlen hüpfen unverschämt 
nach oben und sind nicht nur gerechtfertigt durch erhöhte Schülerzahlen. Es fehlt einfach 
auch noch an der Zusammenarbeit, an Konzepten und wirklich an Ressourcenschaffung an 
dieser Schule. Im Einwohnerrat ist als Bedingung bei der Überweisung dieses Postulats 
ausdrücklich gefordert worden, dass eine Untersuchung der Gesamtstrukturen an der 
KSAB erfolgt und nicht nur über den Schulvorstand. Der Stadtrat begründete schon damals 
in der Botschaft, eine externe Studie sei nicht zielführend. Das Postulat fordert aber nicht 
nur eine externe Untersuchung. Es wird mit dem Postulat gefordert, dass sich der Stadtrat 
grundsätzliche Gedanken zur Kreisschule macht. Wir von der FDP-Fraktion erwarten eine 
klare Stellungnahme und eine verantwortungsvolle Haltung vom Stadtrat. Schlussendlich 
sind die Gemeinden die Auftraggeber und auf diesem Weg müssen wir auch unsere Erwar-
tungen einbringen können. Wenn die Gemeinden so wenig Einfluss nehmen können, soll-
ten wir ernsthaft prüfen, ob die KSAB ohne korrigierende Massnahmen in ihrer Struktur 
überhaupt noch eine Daseinsberechtigung hat, wenn sie es jetzt, nach 7 Jahren, immer 
noch nicht geschafft hat, eine qualitativ hochwertige Schule aufzubauen. Zu viele Fehlpla-
nungen sind erfolgt und klare Strategien fehlen. Die Stadt Aarau bezahlt mehr, als dass sie 
eigentlich an Schülern und Schülerinnen selbst trägt. Wir wissen nicht genau, wo die Schul-
raumplanung hinführt. Es ist ein Hin und Her. Wir sprechen von 150 Millionen/160 Millio-
nen Franken, nur für ein Schulhaus. Es werden Kindergärten geschlossen, ein anderer 
muss in eine Küche ziehen. Es ist einfach keine Struktur zu sehen. Wenn ich mich in Schu-
len umhöre, vernehme ich von vielen Lehrern, dass die KSAB unerwünscht ist. Sie ist zu 
gross, sie ist unüberschaubar und Vorteile spürt man zur heutigen Zeit keine. Kündigun-
gen hat es unglaublich viele gegeben. Führungskräfte gehen weg. Die Geschäftsstelle ist 
eigentlich quasi neu und der Schulvorstand ist auch neu. Es wird eine grossartige Arbeit 
verrichtet. Auch die Geschäftsstelle erlebe ich unglaublich einsatzbereit. Ich habe den Ein-
druck, dass Leute am laufenden Band verheizt werden, weil keine Basis vorhanden ist. Des-
halb sollten wir unbedingt ein Zeichen setzen. Der Stadtrat hat jetzt die Chance, hinzu-
schauen und zu prüfen, wie wir als Stadt die Schule unterstützen können, damit sie 
endlich eine gesunde Basis erhält und die Lehrer wieder Freude haben, in Aarau, Buchs 
und Rohr unterrichten zu können. Aus diesen Gründen erwartet die FDP-Fraktion vom 
Stadtrat, dass er zu diesen Fragen Stellung bezieht und klar aufzeigt, wie er die gemach-
ten Wahlversprechen einhält. Die Fraktion lehnt den Antrag des Stadtrats zur Abschrei-
bung einstimmig ab. 

Nicola Müller, Mitglied: Der Rundumschlag gegen die Kreisschule irritiert mich jetzt doch 
schon ein wenig und irritiert mich auch, weil er jetzt von Nicole Lehmann, als amtierende 
Kreisschulrätin, kommt. Sie ist als Kreisschulrätin am richtigen Platz, um Kritik im Kreis-
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schulrat zu üben und eben nicht im Einwohnerrat. Die Beantwortung des Postulats, respek-
tive die Bearbeitung des Postulats, ist zu lange gegangen. Irritierend lang. Ich meine aus 
den verschiedenen Worten heraus zu spüren, dass uns allen das Argument der Unzustän-
digkeit, welches der Stadtrat vorgebracht hat, bewusst war, als wir seinerzeit die Kompe-
tenzen eben an einen eigenen Gemeindeverband übergeben haben. Dieser Sachverhalt 
wird ein wenig übergangen. Es wird zum Ausdruck gebracht, dass die rechtliche Situation 
hier jetzt nicht so wichtig sei. Die Stadt müsse jetzt Antwort geben. Ich darf schon daran 
erinnern, dass wir gerade vorher auf eine Bürgermotion nicht eingetreten sind. Nicht weil 
wir den Inhalt nicht teilen, sondern weil die rechtliche Argumentation nachvollzogen wer-
den konnte. So unwichtig ist das Rechtliche offenbar nicht. Simon Burger hat selbst ge-
sagt, Juristinnen und Juristen haben die Fähigkeit, Angenehmes und Unangenehmes gut in 
schöne Worte zu wickeln und die eigentliche Bedeutung ein wenig zu verschleiern. Aus 
Dreck Gold machen, hat mein Professor manchmal gesagt. Simon Burger macht aber ge-
nau dasselbe. Inhaltlich habe ich von ihm als Jurist wenig Argumentation erfahren, wes-
halb der Stadtrat tatsächlich zuständig sein soll. Eine solche hätte ich schon erwartet. Un-
terstellungen und Mutmassungen ersetzen natürlich eine gute Argumentation mit Nichten. 
Das weiss Simon Burger natürlich so gut wie wir. Aber er ist auch ein guter Jurist und kann 
etwa sehr gut in schöne Worte hüllen. 

Susanne Klaus Günthart, Mitglied: Ich finde es gut, dass das Postulat mit den verlangten 
Abklärungen jetzt wirklich bei der Kreisschule liegt. Die Kreisschule ist tatsächlich durch 
stürmische Zeiten gegangen und wir bezweifeln, ob dieser Sturm wirklich vorbei ist. Ich als 
Kreisschulrätin habe aber das erste Mal den Eindruck, dass das grosse Schiff Fahrt in eine 
richtige Richtung aufnimmt. Ich merke, dass viel passiert. Ich finde, dass die Diskussionen 
in den Kreisschulrat gehören. Für mich ist die Kreisschule mit ihren knapp sechs Jahren e-
her eine junge Schule. Sie ist auch die grösste Schule des Kantons und hat wirklich eine 
grosse Herausforderung mit sich gebracht. Den Grünen ist auch klar, dass nicht alles per-
fekt funktioniert und dass der Vorstand der Kreisschule, zusammen mit der Leitung, noch 
eine grosse Arbeit vor sich hat. Genau in diesem Punkt muss der Kreisschulrat gut hin-
schauen und nicht der Einwohnerrat. Ich als Kreisschulrätin werde das auch so machen. 
Die Schule ist am Handeln. Das sieht man jetzt zum Beispiel auch daran, dass sie jetzt ge-
rade ihre Führungsstruktur durchleuchtet. Das zeigt uns, dass die Kreisschule ihre Verant-
wortung wahrnimmt. Wir werden dem Antrag des Stadtrats folgen und das Postulat ab-
schreiben. 

Nicole Lehmann Fricker, Mitglied: Ich mache noch eine Ergänzung zur Funktion des 
Kreisschulrates, in welchem ich ja auch seit 7 Jahren dabei sein darf. Im Kreisschulrat wird 
am meisten bemängelt, dass der Kreisschulrat keine Kompetenzen hat und seine Meinung 
nicht gefragt ist, weil das Sache des Schulvorstands ist. Das ist einfach eine Tatsache. 
Langsam ist zwar eine Verbesserung eingetreten, Vielleicht weil die Mehrheit des Kreis-
schulrats findet, dass es Sache des Schulvorstandes ist. Nur noch ein paar wenige Mitglie-
der im Kreisschulrat erlauben sich, ab und zu zu erwähnen, dass der Kreisschulrat die 
höchste Vertretung ist. Der Kreisschulrat vertritt das Volk und sollte Einfluss nehmen kön-
nen. Dem ist aber nicht so. Der Kreisschulrat ist zu einem Abnickgremium mutiert und nur 
ganz wenige vertreten ihre Meinung. Erst kürzlich verlangten wir im Kreisschulrat mehr 
Kompetenzen. Der Antrag wurde rigoros abgeschmettert. Der Kreisschulrat hat keine Kom-
petenzen. Er kann nichts machen. Wenn jemand etwas machen darf, ist das die Exekutive, 
der Schulvorstand. 

Susanne Klaus Günthart, Mitglied: Ich möchte jetzt gleich gerne noch schnell etwas los-
werden. Wir hätten am letzten Samstag als Kreisschulräte die Möglichkeit gehabt, uns zum 
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Leitbild unserer Schule zu äussern. Es waren insgesamt vier oder fünf Kreisschulräte anwe-
send. Ich war auch dort. Man hätte dort mitreden können. Aber die Chance wurde leider 
nicht wahrgenommen. 

Franziska Graf-Bruppacher, Stadträtin: Der Stadtrat hat grosses Verständnis für Ihren Un-
mut hinsichtlich der Dauer. Diesen teilen wir mit Ihnen. Wir wären stolz auf uns, wenn wir 
schneller vorwärts gemacht hätten und geloben Besserung. Die Verzögerung hat nichts 
mit der Lust zu tun, sondern mit anderen Gründen, indem wir vor allem bei der Aufarbei-
tung darauf geachtet haben, dass uns das in Zukunft nicht mehr passiert. Eine Vergangen-
heitsbewältigung und den Schuldigen zu suchen, bringt in Bezug auf eine Lösung relativ 
wenig. Wir haben Ihnen aufmerksam zugehört. Es wurden einige wahre Gegebenheiten ge-
sagt, andere teilen wir nicht ganz. Ich möchte eine Bemerkung zur Aussage von Nicole 
Lehmann anbringen. Die Satzungen haben nicht mutiert, seit sie von den Einwohnerrätin-
nen und Einwohnerräten von Buchs und Aarau abgesegnet wurden und sind weiterhin in 
Kraft. Genau so sind die Zuständigkeiten immer noch geschrieben. Ich bin schon der Mei-
nung, dass man sich in einem Kreisschulrat an die Satzungen halten sollte. Genau so ist 
der Stadtrat auch der Meinung, dass er sich an die Aufteilungen hält, welche da durch die 
Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte und die Volksabstimmung bestätigt worden sind. 
Beides wurde in den Einwohnerräten auch noch angepasst. Es ist also nicht so, dass sie 
sich dannzumal keine Gedanken gemacht haben. Sie haben Änderungen eingebracht und 
diese wurden auch gut koordiniert. Diese wurden in Buchs genau gleich genehmigt. Des-
halb gehen wir eigentlich auch davon aus, dass sie sich Gedanken gemacht haben. Wir 
dürfen aber miteinander gescheiter werden, wenn es sich so zeigt. Dann werden wir auch 
einen Weg finden, entsprechende Anpassungen gemäss den vorhandenen Wünschen zu 
finden. Ich bin auch gespannt, wie die Ergebnisse dieser Umfrage lauten. Ich mache Sie 
gerne noch einmal auf den Termin vom 27. Mai 2024, 18.00 Uhr, im Rathaussaal aufmerk-
sam. Ich hoffe, dass Sie zahlreich erscheinen. Der Stadtrat empfiehlt Ihnen das Postulat 
"Analyse der Kreisschule Aarau Buchs" zur Abschreibung. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir 
zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 30 Ja-Stimmen gegen 16 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Das Postulat "Analyse Kreisschule Aarau-Buchs" wird abgeschrieben. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 7 

Motion Alexander Umbricht (GLP), Hannay Wey (Grüne), Peter Jann (GLP), Petra 
Ohnsorg (Grüne), Lea Naon (GLP): Überarbeitung Energie- und Klimapolitik in der Ge-
meindeordnung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 3. September 2023 reichten die Einwohnerräte und Ein-
wohnerrätinnen Alexander Umbricht (GLP), Hannah Wey (Grüne), Peter Jann (GLP), Petra 
Ohnsorg (Grüne) und Lea Nanon (GLP) die Motion Überarbeitung Energie- und Klimapolitik 
in der Gemeindeordnung ein mit folgendem 

Antrag 

Der Stadtrat legt dem Einwohnerrat eine Vorlage zur Aktualisierung der Gemeindeord-
nung vor betreffend die Energie- und Klimapolitik (§ 10b bis § 10d in der Gemeindeord-
nung). Die überarbeiteten Artikel legen die Grundlage für eine ambitionierte städtische 
Energie- und Klimapolitik. Ambitioniert heisst: Netto-Null Treibhausgasemissionen wird vor 
2050 erreicht. 

Mit Botschaft vom 22. Januar 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung mit 
folgendem 

Antrag 

Die Motion "Überarbeitung Energie- und Klimapolitik in der Gemeindeordnung" wird über-
wiesen. 

Alexander Umbricht, Mitglied:  "Wer will, dass die Welt so bleibt wie sie ist, der will nicht, 
dass sie bleibt" Erich Fried, ein österreichischer Lyriker. Die Welt bleibt, egal was wir über 
den Klimawandel denken. Also mindestens noch 5 Milliarden Jahre, bis dann der nicht 
menschengemachte Klimawandel in Form der Sonne die Erde schlucken wird. Ich bin eben 
kein Stein, kein Magma, kein Berg, kein Fluss. Ich zähle mich zur Menschheit und für die 
Menschheit geht es nicht noch 5 Milliarden Jahre, bis es ein wenig wärmer wird. Wir sind 
schon mitten drin. Als Menschheit freue ich mich, wenn man unseren Umgang mit den 
Treibhausgasen ändert und schaut, dass die Welt langfristig belebbar bleibt, oder mindes-
tens angenehm belebbar bleibt, nicht nur mit technischen Mitteln. Deshalb freut es mich, 
dass der Stadt eine Motion so beantwortet hat, dass ich sehr zufrieden damit bin. Deshalb 
muss ich mein Votum auch nicht wahnsinnig in die Länge ziehen. Ich bin aber umso ge-
spannter und werde es auch entsprechend lesen, welche Vorschläge dann in die Vernehm-
lassung gelangen, wie denn die neuen Gemeindeordnungsartikel aussehen und das ent-
sprechende angedachte Reglement dazu aussehen soll. Ich freue mich, wenn der Einwoh-
nerrat den Motionären und Motionärinnen sowie dem Stadtrat folgt und die Motion über-
weist. 

Lukas Gysi, Mitglied:  Ich nehme für die Fraktion der FDP-Stellung zur Motion "Überarbei-
tung Energie und Klimapolitik in der Gemeindeordnung". Die Fraktion der FDP unterstützt 
die Motion grossmehrheitlich. Wir möchten aber trotzdem zwei kurze Bemerkungen an-
bringen. Erstens: Die Motion verlangt eine ambitionierte städtische Energie und Klimapoli-
tik. Sie schlägt aber keinerlei Massnahme vor, keine Strategie, kein Plan, keine Idee. Es 
gibt kein neues Gesetz und kein neues Verbot. Die einzige Ambition besteht darin, irgend-
wie eine Netto-0-Treibhausgasemission vor 2050 zu erreichen, möglicherweise zum Bei-
spiel im Jahr 2035 für die Stadtverwaltung und 2040 für die Stadt. Das ist eine unverbindli-
che, substanzlose Symbolpolitik. Und es kommt noch besser. Zweitens: Der Antrag in der 
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Motion, die Gemeindeordnung zu überarbeiten, ist im SEK-Massnahmenpaket 2023 bereits 
enthalten. Der Stadtrat weist in seiner Botschaft gerade im ersten Satz darauf hin. Der Auf-
trag ist bereits erteilt und ist in Bearbeitung. Eine Motion zu bereits beschlossenen Mass-
nahmen ist keine wirksame Politik und dient dem Klima überhaupt nicht. Es ist bedauer-
lich, dass die wachsende Stadtverwaltung mit solchen Redundanzen beschäftigt wird. Die 
Fraktion der FDP Aarau wird die Motion überweisen, weil sie bereits in Bearbeitung ist. Fa-
zit zu dieser Motion: Politische Substanz Netto 0. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Ich habe eigentlich nur eine organisatorische Bitte an 
den Stadtrat. Alexander Umbricht hat ja bereits für uns Motionärinnen und Motionäre ge-
sprochen. Im August haben Hannah Wey und ich sowie Mitmotionärinnen einen Vorstoss 
zur Biodiversität eingereicht, mit dem Antrag, die Gemeindeordnung anzupassen. Ich 
möchte nochmals darauf hinweisen, dass wir damals mit dem Vorstoss bereits erwähnt ha-
ben, dass der heutige Vorstoss eingereicht wird. Wir haben die Anliegen auch ein wenig 
aufeinander abgestimmt. Es ist ja nicht ganz unkompliziert und unaufwändig, die Gemein-
deordnung anzupassen. Deshalb würde ich den Stadtrat gerne bitten, den Biodiversitäts-
vorstoss vielleicht noch zu checken, damit wir beides zusammen behandeln können. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Vorgängig eine kleine Vorbemerkung: Das Votum, das ich 
jetzt halten werde, hat Thomas Richner verfasst. Er wäre heute Abend als Fraktionsspre-
cher vorgesehen gewesen. Er fehlt aber krankheitsbedingt und deshalb habe ich die Auf-
gabe übernommen, sein Referat vorzutragen. Vor mehr als 10 Jahren, 2012, sind mit dem 
Gegenentwurf zur Volksinitiative ESAK gewisse Artikel in die Gemeindeordnung aufgenom-
men worden. Schon damals hat die SVP das Vorgehen und das Ziel als illusorisch und 
schädlich für die Eniwa taxiert. Insbesondere waren wir auch gegen die konkreten Forde-
rungen der 2000 Watt-Gesellschaft und die Absenkpfade, weil es ja auch nicht primär um 
die Energiemenge, sondern eben um die Energieart geht. Auch erneuerbare Energieträger, 
wie Wasserkraft oder Sonnenenergie, zählen aber zur Primärenergiequelle. Auch CO• Ab-
senkpfade sind nicht durch die Stadt alleine erreichbar. Das sieht man ja auch jetzt in der 
gerade veröffentlichten Energie- und Treibhausgasbilanz. Der Zielwert von 6 Tonnen CO•-
Äquivalenten hat man mit 6.6 Tonnen klar nicht erreicht. In den Beispielen träumt man 
dann von netto 0 bis 2040. Das würde vermutlich nur mit dem Kauf von Zertifikaten, also 
dem Ablasshandel, funktionieren. Für diese Absenkungen braucht es den Bund, den Kan-
ton, die Wirtschaft, die Forschung und jeden einzelnen Einwohner. So steht es auch in der 
Aarauer Klimastrategie. Die vorliegende Motion zielt jetzt aber schon wieder darauf ab, 
dass die Stadt Aarau eine Vorreiterrolle übernimmt und ambitionierter agiert als die 
Schweiz und der Kanton. Die Vorgabe von Zielen, die ambitiöser sind, als die Vorgaben 
von Kanton und Bund, sind nicht zu rechtfertigen. Wenn solche Ziele in der Gemeindeord-
nung verankert würden, öffnet das Tür und Tor für irgendwelche Aktionen und Subventio-
nen. Es wird schlussendlich zu horrenden Kosten und auch Eingriffe in die persönliche 
Freiheit kommen. Wie schon bei der ESAK-Initiative ist es einmal mehr völlig unklar, was 
uns solche Aktivitäten kosten werden. Solange wir nicht wissen, was es kostet, stimmen 
wir solchen Ideen nicht zu. Wir dürfen auch den Stimmbürger nicht mit schönem Ge-
schwätz dazu bringen, solche Grundsätze in der Gemeindeordnung zu verankern. Noch 
ein Wort zur Kernenergie: Die Ziele der Reduktion der CO•-Emissionen in der Schweiz wer-
den sehr viel Energie benötigen. Ob diese Energie in Zukunft rein aus erneuerbarer Energie 
oder eben auch Kernenergie gedeckt werden kann, wird auch nicht durch die Stadt Aarau 
bestimmt. Deshalb sind Einschränkungen bei der Kernenergie über die staatlichen Rege-
lungen hinaus nicht sinnvoll und können gegebenenfalls zu Problemen bei der Erreichung 
der Klimaziele oder den resultierenden Kosten führen. Zudem regelt die Gemeindeord-
nung die Organisation der Gemeinde, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften, und es 
gibt keine Grundlage in der Gemeindeordnung, irgendwelche Zielformulierungen festzule-
gen. Damit wäre also ein erster Schritt, die bisherigen Artikel 10b und 10d grundsätzlich 
aus der Gemeindeordnung zu streichen. Die SVP sieht, dass die vorliegende Motion wieder 
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in Richtung idealistischer, ambitiöser Anschauungen zielt, ohne wirklich einen Plan und 
ohne Preisschild. Deshalb lehnen wir die Überweisung dieser Motion einstimmig ab. 

Hannah Wey, Mitglied: Ich habe zwei spontane Bemerkungen. Wir haben die Massnahmen 
in der Verkehrs- und Energiekommission sehr ausführlich diskutiert. Es ist das Dokument 
mit sehr kleiner Schrift auf 10 Seiten. Man könnte dieses schon in eine Ordnung hineinpa-
cken. Aber eine Gemeindeordnung sollte doch einfach schlank gehalten sein. Deshalb 
halte ich nichts davon, konkrete Massnahmen in einer Gemeindeordnung festzuhalten. Im 
Weiteren kann ich Ihrer Argumentation nicht ganz folgen. Lautet Ihr Vorschlag "wir ma-
chen nichts, weil die anderen auch nichts machen" oder ist Ihre Argumentation "wir ma-
chen nichts, weil die anderen schon etwas machen", sprich Bund und Kanton. ich finde 
beide Argumentationen falsch. Machen wir doch, was wir können. 

Alexander Umbricht, Mitglied: lch freue mich, dass ich Netto 0 2024 geschafft habe. Das 
übertrifft meine kühnsten Träume. Unabhängig davon verweise ich einfach auf zwei inhalt-
liche Diskussionspunkte. Mit dem Netto und dem Ablasshandel. In der Bundesverfassung, 
vor allem im Klimaschutzgesetz steht, Netto 0 2050. Der Bund geht davon aus, dass wir 
12 1/2 Millionen Tonnen CO• im Jahr 2050 aus der Luft nehmen müssen. 12 1/2 Millio-
nen Tonnen, denn den Rest bringen wir nicht weg. Das kostet uns 200 Franken pro Tonne. 
Es ist also auch noch relativ teuer. Egal was wir machen. Wir werden irgendwelche Zertifi-
kate haben müssen, um das CO• wieder aus der Luft herausholen zu können. Das hat 
nichts mit Ablasshandel zu tun, sondern ist schlicht einfach Physik und Chemie. Energie 
und Kernenergie ist hauptsächlich Strom in der Schweiz. Überlegen Sie sich einmal folgen-
des: 2012 bis 2022, 10 Jahre, knapp 1 Million mehr Einwohner, 20 Prozent Bruttoinland-
produktwachstum. Um wie viele Prozent ist der Strom gestiegen und somit der absolute 
Verbrauch der Schweiz? Alle, die beim Stromzuwachs ein Plus vorangestellt haben, liegen 
falsch. Wir haben also eine 3-prozentige Senkung. Massnahmen bewirken also etwas, weil 
man einiges gemacht hat. Es geht nicht nur um die Art der Energie. Das ist sicher wichtig. 
Es geht aber auch darum, Energie zu sparen. Das ist in der Regel noch billiger. Wir müssen 
schon ein wenig darauf achten, welches Fakten sind und welches nicht. 

Werner Schib, Vizestadtpräsident: Ich freue mich auf die inhaltlichen Diskussionen, wenn 
dann das Reglement und die Änderung der Gemeindeordnung im Entwurf vorliegen. Das 
organisatorische Anliegen von Petra Ohnsorg funktioniert so wahrscheinlich nicht. Es ist ja 
noch die Initiative Klimaanpassung eingereicht worden. Es wird auch eine Vorlage zu die-
ser Klimaanpassung in der Gemeindeordnung, Klimaanpassungsstrategie, geben. Wir sind 
aber der Meinung, diese von den Klimazielen zu trennen. Es handelt sich um zwei unter-
schiedliche Anliegen. Es muss für den Stimmberechtigten auch klar sein, um was es geht. 
Wenn man jetzt die Biodiversität auch noch hineinpacken würde, wäre es bestimmt zu viel 
und zu unübersichtlich. Das ist der eine Grund. Zudem sind wir einfach bei der Biodiversi-
tät noch nicht so weit, dass wir wirklich jetzt schon sagen können, dass man im Sommer 
in die Vernehmlassung geht, so wie es beschrieben worden ist. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir 
zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 40 Ja-Stimmen gegen 6 Nein-Stimmen folgenden 
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Beschluss 

Die Motion "Überarbeitung Energie- und Klimapolitik in der Gemeindeordnung" wird über-
wiesen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 8 

Postulat Laszlo Etesi (SP), Leona Klopfenstein (SP), Nora Riss (SP), Susanne Klaus 
(Grüne), Fabienne Luder (Grüne): Freiräume und sichere Treffpunkte für unsere Ju-
gendlichen in Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 20. Oktober 2023 haben Einwohnerrätinnen und Ein-
wohnerräte der SP, Laszlo Etesi und Leona Klopfenstein, und der Grünen, Susanne Klaus 
und Fabienne Luder, das Postulat "Freiräume und sichere Treffpunkte für unsere Jugendli-
chen in Aarau" eingereicht mit folgendem 

Antrag 

Die mittelfristige Weiterführung des Jugendtreffs WENK und des Jugendkulturhauses Flös-
serplatz "Flössi" an den heutigen Standorten ist ungewiss. Wir bitten den Stadtrat, bereits 
jetzt verschiedene Szenarien für die zukünftige Bereitstellung von Freiräumen und Treff-
punkten für Jugendliche auszuarbeiten und geeignete Standorte zu evaluieren. Im Zent-
rum sollen das WENK und das Flössi stehen, die Erweiterung auf weitere Freiräume für Ju-
gendliche ist aber ausdrücklich erwünscht, sofern der Bedarf besteht. Falls sich geeignete 
mögliche Standorte nicht im Besitz der Stadt Aarau befinden, wird der Stadtrat gebeten, 
mit den jeweiligen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern in Verhandlungen über 
mögliche Lösungen (Kauf, Abtausch, Baurecht, Pacht) zu treten. 

Mit Botschaft vom 26. Februar 2024 nimmt der Stadtrat zum Postulat schriftlich Stellung 
mit folgendem 

Antrag 

Das Postulat "Freiräume und sichere Treffpunkte für unsere Jugendlichen in Aarau" wird 
überwiesen. 

Nora Riss, Mitglied: Gemäss einer Umfrage wünschen sich 90 Prozent der Jugendlichen 
Orte, um sich draussen mit Freunden und Kollegen zu treffen. Für 65 Prozent der befrag-
ten Jugendliche ist es ausserdem wichtig, dass sie laut sein dürfen. Das war einer der 
Gründe, weshalb wir ein Postulat für "Freiräume und sichere Treffpunkt für Jugendliche in 
Aarau" eingereicht haben. Wir freuen uns sehr über die positive Entgegennahme durch den 
Stadtrat und auch über die Erneuerung des Mietvertrags mit dem Wenk und die Sicherung 
des Betriebs des Flösserplatzes. Wir sind uns bewusst, dass sich die Bedürfnisse für Ju-
gendliche über Jahre ändern, aber der Wunsch nach Freiraum ist und bleibt seit Jahren, 
wenn nicht Jahrzehnten, eine Konstante in solchen Umfragen. Wir begrüssen deshalb auch 
die Erstellung des Betriebskonzepts für den gesamten Fachbereich und sind auf den Inhalt 
sehr gespannt. Wir möchten auch hier noch einmal darauf hinweisen, dass der Kauf von 
Land, beziehungsweise von Liegenschaften für neue, sinnvolle Standorte, von uns sehr be-
grüsst wird. Wir bedanken uns für die vorausschauende Planung und für die Überweisung 
des Postulats. 

Cornelia Forrer, Mitglied: Ich bin für das Postulat "Freiräume und sichere Treffpunkte für 
Jugendliche in Aarau" dankbar. Noch dankbarer bin ich dem Stadtrat, weil er das Postulat 
überweisen will. Jugendliche, die nämlich ins Flössi und Wenk gehen, sind weniger proble-
matisch. Sie werden dort betreut, halten sich nicht auf der Strasse auf und machen keinen 
Unfug. Meine eigenen Kinder haben an beiden Orten gute Freunde und Beschäftigungs-
möglichkeiten gefunden. Die Jugendarbeit Aarau unternimmt wirklich viel. Ich habe trotz-
dem ein paar Bedenken, weil die Verlängerung des Mietvertrags nur bis 2027, im besten 
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Fall bis 2030, geht. Im Flössi und Wenk sind bauliche Massnahmen nötig. Diese werden 
offenbar auch gemacht. Trotzdem kommt mir alles ein wenig gummig und zu wenig lang-
fristig vor. Es müssen für ältere und jüngere Jugendliche grundsätzlich sichere Treffpunkte 
geschaffen werden, aber auch Treffpunkte, die von der Langfristigkeit her eben sicher 
sind. Ich habe mit den Fachleuten der Jugendarbeit gesprochen. Gemäss ihrer Aussage sei 
das Betriebskonzept Kinder- und Jugendförderung in Aarau als Basis schon beinahe fertig 
und auf gutem Weg. Der Mietvertrag für das Wenk sei inzwischen unterschrieben und die 
Abteilung Betrieb Infrastruktur und Sport arbeite intensiv an Lösungen. Aus meiner Sicht 
sind aber auf jeden Fall trotzdem verschiedene sichere und langfristige Lösungen ge-
wünscht. Es braucht Orte, an denen die Jugendlichen unter sich und laut, sowie üben und 
chillen können. Wir haben aber auch viele junge Talente in der Stadt. Man sollte vielleicht 
bald schon Möglichkeiten innerhalb des Kiff-Baus prüfen. Für Jugendliche von Aarau kos-
tenlos, teils günstig, Studios, Ateliers, Räume, Freiräume. Wir haben während der Pande-
mie alles ein wenig vernachlässigt. Setzen wir uns jetzt aber wieder für die jüngeren Gene-
rationen ein. Sie sind unsere Zukunft. Ich danke dem Stadtrat und allen Anwesenden für 
das Überweisen des Postulats. Meine Fraktion unterstützt das Postulat einstimmig. 

Fabienne Luder, Mitglied: Zuerst einmal danke ich dem Stadtrat für die Empfehlung, un-
ser Postulat zu überweisen. Ich möchte aber noch auf ein paar Punkte eingehen. Wir haben 
in der Fraktion gefunden, dass die Antwort auf unser Postulat ein wenig schwammig for-
muliert ist. Wir freuen uns aber natürlich auf das neue Betriebskonzept und hoffen, dass 
dieses auch ein wenig konkreter ausfällt. Vielleicht erhalten wir ja noch einen Zeitplan, bis 
wann dieses steht. Wir wissen alle, dass Räume für Jugendliche enorm wichtig sind. Es ist 
auch sehr schön zu wissen, dass die Jugendarbeit einen Mietvertrag für das Wenk bis im 
2027 besitzt, vielleicht auch noch ein bisschen länger. Darauf darf man sich aber nicht 
ausruhen. Die Jahre sind schneller vorbei, als man denkt. Pläne für einen neuen Ort sollten 
nicht einfach auf Eis gelegt werden. Es ist auch schön, dass im Flössi etwas unternommen 
wird und dass auch Umbaumassnahmen getroffen werden. Ungünstig finde ich jedoch, 
dass der Umbau von August bis Ende November dauert, weil die Saison im Flöss ja Mitte 
September beginnt. Dadurch wird der Betrieb zweieinhalb Monate verkürzt. Für die Ju-
gendlichen ist das sehr unpassend. Es gibt ja eine Sommerpause, diese beginnt jetzt dann 
und dauert bis im September. Es sollte doch möglich sein, die Umbauarbeiten in dieser 
Zeit auszuführen. Wir haben im Postulat auch erwähnt, dass es auch schön oder begrüs-
senswert ist, neue Freiräume zu schaffen. Beispielsweise das KUBO, welches schon exis-
tent ist, welches man auch unterstützen könnte. Dieses ist ja meines Wissens nur noch bis 
im Sommer im Rockwell. Freiräume für Jugendliche, welche partizipativ sind, wie zum Bei-
spiel das KUBO, sind genauso wichtig, wie die kuratierten Orte, wie das Flössi und das 
Wenk. 

Susanne Knörr, Mitglied: Die Fakten und Wünsche für weitere Treffpunkte wurden aufge-
zählt. Wir sind schon einmal zufrieden, wenn das Flössi und das Wenk erhalten bleiben. 
Wir unterstützen das Anliegen und sind sicher, dass der Stadtrat die nötigen Massnahmen 
ergreift und auch in Zukunft für unsere Jugendlichen sichere Treffpunkte bereitstellen 
wird. Gerne unterstützen wir das Postulat und stimmen für die Überweisung. 

Christian Oehler, Mitglied: Auch für uns ist es wichtig, dass die Jungen die nötigen 
Räume erhalten. Solche stehen mit dem Wenk und dem Flössi zur Verfügung und sollen so 
auch weitergeführt werden. Uns ist bewusst, dass die Gebäude, Wenk und Flössi, keine 
Neubauten sind. Das ist auch nicht nötig. Sie müssen zweckmässig sein. Man muss genü-
gend Raum für Kreativität haben und um sich mit Gleichgesinnten zu treffen. Es braucht 
keinen Luxus-Tempel. Das Postulat fordert die Prüfung von alternativen Standorten. Aber 
wir haben ja schon zwei Standorte. Weshalb muss man diese in Frage stellen? Erstens hat 
das Wenk eine Nutzung bis 2030. Eventuell kann man hinsichtlich der Entwicklung im 
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Torfeld einen neuen Standort in diesem Quartier realisieren. Es stellt sich die Frage, ob es 
dafür ein Postulat braucht. Das Flössi ist notabene ein Massivbau, das ist gutes Material. 
Die Gasheizung wurde durch eine Wärmepumpe ersetzt. Es werden gemäss Budget 2024 
600’000 Franken investiert. Somit besteht kein Bedarf, dort irgendetwas Neues zu ma-
chen. Der Standort ist ideal. Er ist im Zentrum. Die Altstadt und der Aare-Raum sind auch 
in der Nähe. Das Postulat sollte eigentlich sinnvoll und zielführend sein. Das wird aber zu 
wenig zum Ausdruck gebracht. Es erstaunt auch, dass der Stadtrat schreibt, der Zustand 
der Gebäude sei bekannt. Aber was ist bekannt? Dazu hätten wir schon mehr Information 
erwartet. Das Flössi kann man noch gut 15 oder mehr Jahre fortführen. Im Weiteren gibt 
es noch Angebote der Landeskirche, oder wie erwähnt, das KIFF. Diesbezüglich muss man 
nur die Zusammenarbeit suchen. Mit der Fortführung an den bestehenden Standorten kön-
nen wir auch einen wichtigen Beitrag an die Nachhaltigkeit leisten. Ich denke zum Beispiel 
an die wertvollen Baumaterialien, die noch lange nicht am Ende der Nutzungsdauer sind. 
Wenn man die Haltung der Wegwerfplanung und der Wegwerfarchitektur ändert, könnte 
man für die nächste Generation ein gutes Beispiel und Vorbild sein, wie man mit den Res-
sourcen umgehen sollte. Deshalb scheint mir das Postulat in erster Linie nicht richtig zu 
sein und ich erachte eine Überweisung als nicht sinnvoll. Ich würde es sogar zur Abschrei-
bung empfehlen. 

Nora Riss, Mitglied: Christian Oehler hat einen neuen Standort im Torfeld Nord angespro-
chen und dann wieder erwähnt, dass es doch keinen neuen Standort braucht. Das verstehe 
ich nicht ganz. Dass das Wenk nicht dortbleibt, wo es jetzt ist, ist wohl allen bekannt. Ich 
weiss nicht, wann Christian Oehler das letzte Mal dort war. Die Bausubstanz ist nämlich 
umstritten. Von Anfang an ein Provisorium. Eine gute Bausubstanz sieht anders aus. Das 
KIFF hat einfach eine andere Zielgruppe, nicht die Zielgruppe Jugendarbeit. Dieses Projekt 
ist uns sehr wichtig, hat aber eine ganz andere Aufgabe. Ich hoffe sehr, dass Sie das Pos-
tulat unterstützen, denn es ist wirklich eine notwendige Angelegenheit. 

Fabienne Luder, Mitglied: Ich möchte auch noch zur Bausubstanz des Flössi etwas sagen. 
Nicht alles funktioniert dort gut. Ich stand letztes Jahr in diesem Club beim Arbeiten 5 cm 
im Abflusswasser, was nicht unbedingt lässig war. Der Standort ist cool, aber es gibt sehr 
viele Lärmklagen. Wenn ich dort am Arbeiten bin, muss ich ein Telefon bei mir haben da-
mit sich die Anwohner bei mir melden können. Die Türe kann nicht immer geschlossen 
bleiben. Es gibt also schon Problematiken, die man vielleicht einmal genauer prüfen 
müsste. 

Christian Oehler, Mitglied: Ich habe erwähnt, dass das Flössi eine gute Bausubstanz hat. 
Das Wenk hat eine Dauer bis 2030 und dann kann umgezogen werden. Das Problem mit 
dem Lärm kennt man. Es ist oftmals etwas lauter. Andererseits sollte man auch ein wenig 
Rücksicht nehmen. Wir haben genug Freiräume. Jeder der in der Stadt wohnt, weiss, dass 
es nicht ruhig ist. Wir haben auch den Verkehr in der Stadt. Das muss man einfach tolerie-
ren, wenn man hier wohnt, sonst muss man irgendwie an den Waldrand hinaufziehen. 

Franziska Graf-Bruppacher, Stadträtin: Ich bedanke mich für die gute Aufnahme dieses 
Geschäfts. Wir sprechen jetzt über die Überweisung dieses Postulats und wir werden – 
wenn dieses denn überwiesen wird – gerne noch konkretere Angaben dazu machen. So ist 
das Vorgehen. Es geht um die Frage, ob wir uns nun diese Arbeit machen sollen. Wenn 
man eine Anschlusslösung für das Wenk möchte, sind wir der Meinung, jetzt mit den Über-
legungen und Planungen zu beginnen. Diese wollen wir machen. Ich weiss nicht, ob ich 
Christian Oehler falsch verstanden habe. Hinsichtlich dieses Grundstückes haben ver-
schiedenste Anspruchsgruppen Wünsche und Träume, was dort alles umgesetzt werden 
könnte. Wenn wir dort irgendetwas erreichen wollen, müssen wir uns stark engagieren. 
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Dafür würden wir gerne einen Auftrag abholen. Ob die Realisation dann dort ist oder ir-
gendwo anders, können wir heute noch nicht sagen. Wir wollen aktiv sein, auch beim Flös-
serplatz. Wir sprechen ja nicht über eine Liegenschaftsvorlage. Wir werden gerne konkre-
ter, wenn es um die Liegenschaft geht und man Geld für deren Instandsetzung braucht. 
Selbstverständlich gibt es dann eine seriöse Analyse, was alles gemacht werden muss. Wir 
würden uns über einen Auftrag freuen und hoffen, das Postulat wird überwiesen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Voten gemeldet werden, gelangen 
wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 43 Ja-Stimmen gegen 3 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Das Postulat "Freiräume und sichere Treffpunkte für unsere Jugendlichen in Aarau" wird 
überwiesen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs.2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 9 

Kreditabrechnung Backup Rechenzentrum 2. Standort 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 27. November 2023 unterbreitet der Stadt-
rat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Backup Rechenzentrum 2. Standort". Sie 
schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 220'000 Franken mit Bruttoanlagekosten 
von Fr. 270'317.95 ab. Es resultiert eine Kreditüberschreitung von Fr. 50'317.95, das sind 
22.87 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 8. Januar 2024 zur Prüfung vor. 
Auf ein Referat wird verzichtet. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig (es haben zwischenzeitlich 2 Perso-
nen den Saal verlassen) folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Backup Rechenzentrum 2. Standort" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 

 
 
 



 

Sitzung vom 25. März 2024 

Seite 101  

Traktandum 10 

Kreditabrechnung Ersatz Rechenzentrum (RZ) Infrastruktur 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 27. November 2023 unterbreitet der 
Stadtrat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Ersatz Rechenzentrum (RZ) Infrastruk-
tur". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 870'000 Franken mit Bruttoanla-
gekosten von Fr. 687'501.67 ab. Es resultiert eine Kreditunterschreitung von Fr. 
182'498.33, das sind 20.98 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK zur Prüfung vor. Auf ein Referat wird verzichtet. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Ersatz Rechenzentrum (RZ) Infrastruktur" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 

 
 



 

Sitzung vom 25. März 2024 

Seite 102  

Traktandum 11 

Kreditabrechnung Saxerstrasse (Anschluss Ahornweg) 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 27. November 2023 unterbreitet der 
Stadtrat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Saxerstrasse (Anschluss Ahornweg)". Sie 
schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 240'000 Franken mit Bruttoanlagekosten 
von Fr. 193'172.45 ab. Es resultiert eine Kreditunterschreitung von Fr. 46'827.55, das sind 
19.51 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK zur Prüfung vor. Auf ein Referat wird verzichtet. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Saxerstrasse (Anschluss Ahornweg)" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 12 

Kreditabrechnung Girixweg Nord 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 27. November 2023 unterbreitet der 
Stadtrat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Girixweg Nord". Sie schliesst bei einem 
verfügbaren Bruttokredit von 650'000 Franken mit Bruttoanlagekosten von Fr. 580'224.35 
ab. Es resultiert eine Kreditunterschreitung von Fr. 69'775.65, das sind 10.73 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK zur Prüfung vor. Auf ein Referat wird verzichtet. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Girixweg Nord" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 

 
. 
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Traktandum 13 

Kreditabrechnung Kultur- und Kongresshaus (Schlossplatz 9), Ersatz Kronleuchter 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 27. November 2023 unterbreitet der 
Stadtrat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Schlossplatz 9 (KUK), Ersatz Kronleuch-
ter". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 140'000 Franken mit Bruttoanla-
gekosten von Fr. 171'385.20 ab. Es resultiert eine Kreditüberschreitung von Fr. 31'385.20, 
das sind 22.42 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 8. Januar 2024 zur Prüfung vor. 
Auf ein Referat wird verzichtet. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Schlossplatz 9 (KUK), Ersatz Kronleuchter" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 14 

Kreditabrechnung Bahnhofstrasse 67 (Postgebäude), Umbau und Optimierung Polizei-
posten 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 27. November 2023 unterbreitet der 
Stadtrat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Bahnhofstrasse 67 (Postgebäude), Um-
bau und Optimierung Polizeiposten". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 
370'000 Franken mit Bruttoanlagekosten von Fr. 278'707.15 ab. Es resultiert eine Kredit-
unterschreitung von Fr. 91'292.85, das sind 24.67 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 8. Januar 2024 zur Prüfung vor. 
Auf ein Referat wird verzichtet. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Bahnhofstrasse 67 (Postgebäude), Umbau und Optimierung Polizei-
posten" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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